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Wiltſchaftszuſammenbruch in Ovperſchleſien.

Kursſchwenkung. Severing gegen dominicus. 105 Milliarden FJahresbedarf. Schluß der
veweisaufnahme im Hölzprozeß.

Hindenburg, 21. Juni. Nachdem es eine Zeitlang ſchien,
als ob die oberſchleſiſchen Gruben und Werke notdürftig
im Gang zu halten ſeien, und die Arbeiterſchaft, ſoweit ſie
arbeitswillig war, Arbeit ſinden würde, hat ſich in den letz
ten Tagen die Lage außerordentlich verſchärft. Infolge
der völligen Verkehrsſtockung ſind auf den Gruben und Koks-
anſtalten die Stapelplätze überfüllt. Die Förderung der
Gruben muß daher eingeſchränkt und zahlreiche Koksofen-
batterien müſſeſt kaltgeſtellt werden. Einige Kohlenhalden
ſind bereits in Brand geraten. Der von den Jnſurgenten
als Zwangsverwalter der Staatlichen Bergwerksdirektion
eingeſetzte Direktor Zielewicz ſteht den Dingen hilflos gegen-
über und vermag nur leere Verſprechungen zu geben.

Die herrſchenden Zuſtände beginnen auch auf die
Arbeiterſchaft einen immer bedenklicher werdenden Einfluß
auszuüben. Die Arbeitsluſt erlahmt mehr und mehr; jeg-
liche Autorität der Betriebsleiter und Meiſter iſt dahin.

Ein Hilferuf aus Kattowitz.
Breslau, 22. Juni. (WTVB.) Die Stadt Kattowitz hat

an den Regierungspräſidenten in Oppeln, an das Aus-
wärtige Amt in Berlin, an den Reichstag, an den preußiſchen
Landtag und an den deutſchen Bevollmächtigten in Oppeln
einen Hilferuf gerichtet, worin die herrſchenden Zuſtände ge-
ſchildert werden. Zum Schluß heißt es: Mit allerſchwerſter
Beſorgnis ſieht die Bevölkerung der nächſten Zukunft ent

gen, denn man fühlt ſich unter den obwaltenden Um
ren eren Beſſerung noch nicht abzuſehen iſt, allgemein

vogelfrei.
Berlin, 22. Juni. (Priv.-Tel.) Die Jnteralliierte Kom

miſſion in Oppeln hat einen Plan für die allmähliche Zu-
rückziehung der Polen und Deutſchen entworſen, der gegen-
wärtig mit beiden Parteien erörtert wird.
dieſer Frage r ſich eine aus Mitgliedern des Auswärti-
gen Amtes und der drei Regierungsparteien beſtehende
Delegation nach Oberſchleſien.

Wirkungen der Sanktionen.
Der Berliner Rachrichten- Zentrale wird aus dem rhei-

niſchen Jnduſtriegebiet gemeldet:
Trotz der Anerkennung der Forderungen der Entente

durch die deutſche Regierung wird die Zollinie am Rhein
weiter aufrechterhalten. Jhre, das gewerbliche Leben des
rheiniſch weſtfäliſchen Jnduſtriebezirks zerſtörenden Wirkun
gen machen ſich immer fühlbarer. rn und
Arbeitsſtreckungen mehren Allein in der Hütten und
Maſchinenbauinduſtrie Düſſeldorfs ſind monatlich nicht
weniger als 150--200 000 Ausfallſtunden zu verzeichnen, was
einer Verdienſtſchmälerung von weit über eine Million
Mark für die Arbeiter entſpricht. Jn anderen Jnduſtrien
liegen die Dinge ähnlich oder noch ſchlimmer. Die Lage iſt
außerordentlich ernſt und ſie wird ſich allem Anſchein n
weiter verſchärfen, wenn die Sanktionen nicht alsbald auf-
gehoben werden. Die Entente trifft aber noch nicht die ge
ringſten e hierzu; ſie will offenbar die Arbeiter eines
Bezirks, in dem bisher no m earbeitet werden konnte,
in größtem Umfange zur Arbeitsloſigkeit verurteilen.

Vor der Regelung der deutſchen Zahlungsverpflichtungen.
Paris, 21. Juni. „Newyork Herald“ erklärt, in unter-

richteten Kreiſen glaube man, daß der franzöſiſche Plan, die
deutſche Reparationsſchuld durch beſchränkte Ausgabe von
Schuldverſchreibungen ſeitens der einzelnen alliierten
Gläubiger flüſſig zu machen, binnen kurzem von der Repara
tionskommiſſion gutgeheißen werde. Die amerikaniſche
Finanzwelt ſolle den Plan begünſtigen. Die Angelegenheit
werde auf der Tagesordnung einer neuerlichen Sitzung deralliierten Finanzleute ſtehen, die am Freitag in See a

finden werde. an glaubt, daß die Ausgabe der uld
verſchreibungen durch die alliierten Länder vor dem 1. Dez.
erfolgen kann. Jn der erwähnten Sitzung der Finanzdele-
gierten werde man ſich auch von neuem mit dem Preiſe der
auf dem Waſſerwege von Deutſchland geförderten Kohle und
mit der Verteilung der in Spa feſtgeſetzten 65 Prozent der
deutſchen Entſchädi e die kleinen Mächte beſchäf-
tigen, da bis jetzt in der Kommiſſion keine Einſtimmigkeiterzielt werden konnte.

Jahreskonferenz der engliſchen Arbeiterpartei.
London, 22. Juni. (WTB.) Bei Eröffnung der in

Brighton ſtattfindenden 21. Jahreskonferenz der Arbeiter
partei, an der etwa 1000 Delegierte teilnehmen, die 4 257 000
Mitglieder vertreten, hielt der Vorſitzende Cameron eine
Rede, in der er heftige ehe gegen die Politik Lloyd
Georges richtete. Die Politik der Koalitionsregierung be

Zur Löſung

deute, nach ihren Ergebniſſen zu urteilen, Chaos und wirt-
ſchaftlichen Ruin. Es ſtehe ſchlechter als je. Ein großer
Teil der gegenwärtigen Arbeitsloſigkeit ſei auf die Tatſache
zurückzuführen, daß die britiſche Regierung gemeinſam mit
der franzöſiſchen, italieniſchen und belgiſchen verſucht habe,
einen Militärfrieden abzuſchließen und daß die Regierungen
ſich verſchworen hätten, einen Wirtſchaftskrieg zu führen,
der möglichſt wirkſam die Mittelmächte dauernd zu Krüppeln
mache. Die Bedingungen des Friedensvertrages ſeien
Deutſchland auferlegt worden mit verhängnisvollen Folgen
ſür die wirtſchaſtliche Lage der Arbeiter Englands und
aller Länder der Welt. Auf derſelben Konferenz der
Arbeiterpartei hielt der Sekretär des Verbandes der Berg-
arbeiter, Frank Hodges, eine Rede über den Kohlenſtreik
und kündigte an, daß ſich die Bergarbeiter vielleicht den „un
vermeidlichen“ Mächten, die ſie umgeben, beugen müßten.

Rußlands innere Schwierigkeiten.
Kopenhagen, 22. Juni. (WTB.) „vBerlingske Tidende“

wird aus Helſingfors telegraphiert: Nchrichten aus Ruß-
land beſagen, daß der Bauernaufruhr im öſtlichen Rußland
eine ernſte Wendung genommen hat. Die Sowjetregierung
hat ſich gezwungen geſehen, bedeutende Truppentransporte
dorthin einzuſenden. General Swietjin hat den Ober-
befehl über alle Truppen zur Unterdrückung des Aufruhrs
übernommen. Aus Moskau wird berichtet, vgß alle Stu
denten den Befehl erhalten haben, die Stadt ſofort zu ver
laſſen und ſie vor dem 15. September nicht mehr zu be-
treten. Der Befehl wird amtlich mit dem herrſchenden
Lebensmittelmangel begründet, der wirkliche Grund jedoch
ſoll in der unter den Studenten beſtehenden Gärung zu
ſuchen ſein. Nach einem von dem Kommiſſariat für aus
wärtige Angelegenheiten veröffentlichten Bericht hat dieſes
Kommiſſariat in den erſten vier Monaten die Jahres
im Auslande 4285 Agenten beſchäftigt. Von dieſen wurden
ungefähr 3000 wlet et und 14 hingerichtet. Neun Agenten
mußten wegen mißbräuchlicher Verwendung ſtaatlicher Mit-
tel verabſchiedet werden. Eſtniſche Zeitungen melden, daß
die Frau Maxim Gorkis an der ruſſiſchen Grenze von den
Sowjetbehörden bei einem Verſuch, Diamanten aus Ruß-
land auszuführen, verhaftet wurde.

Das furchtbare Grubenunglück bei Herne.

83 Tote.
Die Zahl der Opfer, die die furchtbare Schlagwetter-

kataſtrophe auf der Zeche Mont Cenis gefordert hat, iſt jetzt
endgültig feſtgeſtellt. Es wurden 79 Tote und 72 verletzte
Bergknappen zutage gefördert. Von den Schwerverletzten,
die im Bergmannsheil in Bochum Aufnahme fanden, ſind
bisher vier geſtorben, ſo daß ſich die Zahl der Toten auf
insgeſamt 83 beläuft. Man vermutet, daß das Unglück durcheinen Sprengſchuß in einem ſchlagwetterreichen Kohlenflo

entſtand, doch iſt Beſtimmtes bis zur Stunde noch nicht be
kannt. Auch die Befahrung durch die Bergbehörde hat noch
keine endgültige Aufklärung gebracht. Feſtgeſtellt iſt nur,
daß unmittelbar nach dem Losgehen eines Schuſſes eine
zweite rig Detonation erſfolgte, die Tod und Schrecken
in die Reihen der Bergleute trug. Die Toten ſind zum Teil
entſetzlich verbrannt. Andere wurden durch die Gewalt der
Exploſion zerſchmettert und furchtbar verſtümmelt. Die Ge-
walt der Exploſion war ſo ſtark, daß ein Bergmann, der
etwa eine Viertelſtunde vom Exploſionsherd eine Maſchine
bediente, gegen einen Stempel geſchleudert und ſchwerver-
letzt wurde.

Jn der Nacht zum Mittwoch brach zudem in der Kokerei
derſelben Zeche ein großer Brand aus. Es wurden ſofort
alle Wehren der umliegenden Zechen zu Hilfe gerufen. Seit
1 Uhr nachts beſteht die Hoffnung, das Feuer auf ſeinen
Herd zu beſchränken.

Anläßlich des Grubenunglücks hat der Gewerktſchafts-
verein chriſtlicher Bergarbeiter an den Miniſter für Handel
und Gewerbe folgendes Telegramm geſandt:

„Angeſichts der furchtbaren Kataſtrophe auf der Zeche
Mont Cenis, bei der Vernehmen nach mehr als
100 Bergarbeiter verunglückt ſind, bitten wir um ſofortige
energi Unterſuchung und reſtloſe Aufklärung der Urſache
des beklagenswerten Unglücks.

Wer nichts bekommen ſoll. Wie der „Temps“ mitteilt, haben
Mächte keinen Anſpruch auf einen Anteil an der von

euſchland zu zahlenden Entſchädigungsſchuld, weil ſie keine
Schadenanſprüche ſtellten oder weil ſie mit Deutſchland vor dem
Waffenſtillſtand ſich nicht im Kriege befunden haben. Es ſind dies
die Vereinigten Staaten von Amerika, Bolivien, China, Ecuador,
Guatemala, Haiti, Hedſchas, Honduras, Nicaragua, Panama,
Peru, Polen und Uruguay. Wahrſcheinlich wird es mit vielen
anderen Staaten auch nicht beſſer ausſehen.

Erzberger und 6tegerwuld.
Klaſſenkampf im Zentrum.

Von Auguſt Freudenthal.
Der rechte Zentrumsflügel, der augenblicklich die Ober-

hand hat, führt einen erbitterten Kampf gegen den von E
berger geführten linken Flügel. Stegerwald, der weilan
preußiſche Miniſterpräſident vertritt augenblicklich, als Ver
treter der bürgerlichen Einheitsfront, die Jntereſſen des
rechten Flügels, deſſen Politik im Reiche unter dem Druck der

außenpoliti'chen Lage r iſt. rAngriffe richten ſich nicht allein gegen die u itik des
geſtürzten Reichskabinetts, wofür er in allen Tonarten an

wird, ſondern mehr noch gegen die Arbeiterpolitik
der Stegerwaldpartei. Er ſetzt hier deren Jdeal der Stinnes-
ſchen Kleinaktie ſeine Jdee der Werkgenoſſenſchaft gegenüber.

Die ſozial recht verſchiedenartigen Elemente der
trumspartei verbindet nur ihre Weltanſchauung, deren
innerſtes Prinzip die Autorität iſt. Das Zentrums
ideal iſt der mittelalterliche Zuſtand mit ſeinen drei
Autoritäten: geiſtig die Autorität der Kirche, wirt-
ſchaftlich die handwerksmäßige und bäuerliche Produk
tion und politiſch die Herrſchaft des ſelbſtändigen Klein
bürgers, Bauern, Adligen und Geiſtlichen. Letzten Endes
iſt darum das Zentrum die kotholiſch-pſeudodemokratiſche
Partei. Die Demokratie im Sinne der Mitwirkung aller
Inhaber wirtſchaftlicher Beſitzmittel gedacht. Die Entwick-
lung zum Kapitalismus, die großer Vermögen
auf der einen, einer beſitzloſen Proletariermaſſe auf der
anderen Seite zwang das Zentrum zur Aneckennung der
Arbeiterbewegung, denn die Arbeiter bildeten mehr als ein
Drittel der Zentrumswähler. Das war vor dem Kriege.

Der Gedanke der Sozialiſierung der r oduktionsmittel, der Gedanke des Sozialismus
als Wirtſchaftsform gewann nach dem Kriege die große
Mehrheit der Arbeiterſchaft zu Anhänge auch unter den
katholiſchen Arbeitern, die in ihrer ehrheit Zentrums
wähler waren, gleichzeitig gewann der Gedanke der poli
tiſchen Gleichberechtigung der Arbeiter in der Forderung
der Demokcatie, andernteils die wer der e
r der produktiven Arbeit im Staate Diktatur
des Proletariats) viele Anhänger. Das Zentrum trug auch
dieſen Jdeen Rechnung, auf wirtſchaftliche m Gebiet in
der Propa r eines chriſtlichen Solidarismus,was ähnlih ſo wie Sozialismus klang, aber Solidarität der
Stände oder Klaſſen bedeuten ſollte, auf politiſchem Gebiete
in der Zuſtimmung zur radikalſten Demokratie, zur An
erkennung auch des Frauenwahlrechts. Der Solidarismus
bedeutete in Wirklichkeit kein Zugeſtändnis, ſondern lediglich
eine Umſchreibung alter Zentrumsideale. Das Frauenwahl-
recht aber brachte dem Zentrum den größten Vorteil. Denn
die Bedeutung der katholiſchen Arbeiterſchaft als Wähler
des Zentrums wurde dadurch erheblich vermindert. Wenn
die Arbeiterſchaft im r bisher vielleicht etwas mehr
als ein Drittel oder bald die Hälfte der Wähler geſtellt hatte,
ſank ſie infolge des Frauenwahlrechts auf ein Sechſtel bis
ein Viertel herunter. Dieſe Tatſache wird dadurch doku-
mentiert, daß die Zahl der Gewerkſchaftsführer
innerhalb des Zentrums erheblich gegenüber der Zeit kurzW er Umwälzung Fuſawwengeſchrumpſt iſt und der
konſervative Flügel innerhalb des Zentrums wieder die Füh
rung gewonnen hat. Von Erzberger iſt das Zentrum auf
Stegerwald gekommen, auf Stegerwald, der genau die Be
deutung der Machtverſchiebung innerhalb des Zentrums er-
kannt und danach ſeine Politik eingerichtet hat.

Stegerwalds Bedeutung beruht für das Zentrum darin,
daß er es verſtanden hat, im rechten Augenblick ſeinen
Trick der Verkündung eines chriſtlich-nationalen, ſozialen
und demokratiſchen Programms die katholiſchen Arbeiter von
der Gründung einer chriſtlich- nationalen Arbeiterpartei ab-
zuhalten und ſie dadurch dem Zentrum als Wähler zu retten.
Er hat durch das gleiche Programm den Boden für eine
interkonfeſſionelle Erweiteung des Zentrums und für ein Zu
ſammengehen mit den übrigen e Parteien geſchaffen und dem Zentrum, der katholiſch-konſervativen Partel,

die Grundlage für die Vorherrſchaft in Preußen und im
Reiche zu geben. Jnwieweit ihm beides gelungen iſt, zeigen
die letzte Zeit das Fehrenbach- Kabinett im Reiche und das
Stegerwald Kabinett in Preußen. Seine Kalkulation be
ruhte auf der Uneinigkeit der ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft,
trug aber nicht genügend den außerpolitiſchen VerhältniſſenReHnung Jn Konſequenz ſeiner Politik der Zuſammen
arbeit mit den kapitaliſtiſchen Parteien akzeptierte Steger-
wald ev die Jdee der Stinnesſchen Kleinakkie
als Löſung der Sozialiſierungsfrage, diedurchaus in den Rahmen der privatwirtſchaftlichen JSdeale
des Zentrums hincinpaßt, des Zentrums, das ſeiner ganzen
Weltanſchauung nach eine Partei der Konſervierung alt-
hergebrachter Zuſtände (Privateigentum) und Verhältniſſe

des Selbſtändigen gegenüber dem Unſelbſtändi-
gen) iſt.

Erzberger iſt heute der Gegenpol Stegerwalds im
Zentrum. Er ſieht die Gefahr der Zuſpitzung der Verhält
niſſe unter dem außenpolitiſchen Druck, die unter der reaktio-
nären Taktik des Zentrums zu einer Radikaliſierung der
Arbeiter führen müſſen. Zu klug, um nicht zu ſehen, daß den
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demokrakſſchen Forderungen ber Arbeiterſchaft
nach einer erträglichen Verteilung des Steuerdrucks, einer
gerechten Verteilung des Produktionsgewinnes, des poli-
tiſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen Einfluſſes Rechnung
etragen werde muß, ſollen nicht die e S Exploſion
hren, verfolgt er konſequent ſeine bekannte Steuerpolitik.
ſtärkt in ſeiner Politik, ja direkt gezwungen, wieder durch

die Angriffe von rechts, die ihm keine Wahl laſſen. Vonſeinem Kürgerlichen Standpunkt aus und innerhalb des Zen-

trums kann er ſelbſtverſtändlich die So ler nicht ver
treten. Als Gegner des Sozialismus, er ſelbſtverſtänd-lich geblieben in empfiehlt er nun die ſogenannte Werks-
genoſſenſchaft, die mit der Zeit durch Abgabe des Werks-
tnhabers von ſeinem Dividendengewinn, den Betrieb zu
50 Prozent in den Beſitz der in dem Betriebe tätigen Arbei-

bringen und ſie dadurch an dem Gewinn beteiligen ſoll.
s iſt das keine Sozialiſierung, ſondern eine Syndikaliſierung

zu 50 Prozent. Ein verwäſ er Syndikalismus alſo, der,
wie der Syndikalismus auf den Jdeen Pronudhons, des
Vaters des Anarchismus, auf den Jdeen des Biſchofs v.
Ketteler und weiterhin des heiligen Franziskus begründet
iſt, das nämlich Beſitz und Eigentum nicht dasſelbe iſt. Der

ſitzende verwaltet nur ſeinen Beſitz und ſoll von dem
Erträgnis einen chriſtlichen Gebrauch machen.

Letzten Endes führt die Jdee auf den urchriſtlichen Kom-
munismus des Verbrauchs in der Gemeinde (bei Erzberger
auf Verteilung des Ertrags in der Werksgenoſſenſchaft) zu-
rück. nicht auf die kommuniſtiſche Produktion. Denn die Pro-
duktionsmittel bleiben bei Erzberger zur Hälfte im Beſitz
des Kapitaliſten oder der Aktionäre, zur Hälfte im Beſitz der
Arbeiter. ie Stinnes mit der Kleinaktie oder die Syndi-
kaliſten mit der Beſchlagnahme des Betriebes durch die
Arbeiter, will auch Erzberger nur eine neue Klaſſe von be-
vorzugten Beſitzern ſchaffen. Das iſt das Gegenteil von
Sozialismus, der alle Ausbeutung beſeitigen will. So lehnt
auch Dr. Brauer, der chriſtliche Gewerkſchaftsſührer, in
Stegerwalds Blatt „Der Deutſche“ Erzbergers chriſtlichen
Solidarismus als Syndikalismus ab und bekämpft ſeine
Gedankengänge als ſozialiſtiſche, obwohl ſie doch in der Rich-
tung des chriſtlichen Solidarismus liegen.

Dr. Brauer vertritt gegenüber Erzberger den Gedanken.
daß die chriſtliche Arbeiterbewegung überharpt kein mate-
rielles Ziel habe, ſondern die Emanzipation des Abrbeiters
zum bewußten Berufsmenſchen. Die Berufsidee
müſſe das einigende Band um Unternehmer und Arbeiter
ſchlingen. So langt er denn letzten Endes bei dem Jdeal
der Gelben und der Ausflucht des Kapitalismus an,
bei der Harmonie der Jntereſſen von Kapital
und Arbeit, die man den Arbeitern ſchon 100 Jahre ge-
predigt hat.

Deutſcher Reichstag.

119. Sitzung. Dienstag, den 21. Juni 1921.
Das Haus ehrt das Andenken des verſtorbenen Abg. Ader-

hold (USP.) durch Erheben von den Plätzen. Präſident Loebe:
Eben erfahren wir von einem ſchweren Grubenunglück auf der
zeche Mont Cenis bei Herne, bei dem 78 Bergleute ihren Tod
gefunden haben. Wir ſprechen ſchon jetzt den Angehörigen der
Verunglückten unſer herzlichſtes Beileid aus und geben der Hoff-
nung Ausdruck, daß die Befürchtungen über eine weitere Aus-
dehnung des Unglücks nicht zutreffen werden. Der Präſident
teilt ferner mit, vom Reichsminiſter des Jnnern ſei ein Antrag
auf Genehmigung zur Strafverfolgung des Abg. van den Kerkoff
wegen Steuerhinterziehung eingegangen. Ein Antrag Schultz-
Bromberg, die Genehmigung hierzu zu erteilen, wird gegen Un-
abhängige und Kommuniſten angenommen.

Es folgen die Jnterpellationen Bruhn (Dn.) und Streſe-
mann (DVP.) ſowie ein Antrag Dr. Peterſen (Dem.) und
Mäüller-Franken (Soz.), die alle die Regierung auffordern,
die entgegen dem Beſchluß des Reichstags vorgeſehene Ergän-
zungsprüfung für die Sekretäre bei der Aufrückung aus Beſol-
dungsgruppe VI noch VII wegfallen zu laſſen. Ein Antrag
Aderhold (USP.) will dasſelbe.

Abg. Laverenz (Dn.) begründet die Jntervpellation.
Abg. Morath (DVP.): Jm Prinzip ſind wir für Beſeiti-

gung der Prüfungen.
Reichskanzler Dr. Wirth Der Reichspoſtminiſter wie auch

ich haben von Anfang an den Standpunkt vertreten, daß das
Aufrücken ohne jede Prüfung ſtattfindet. (Sehr wahr! im Zen-

trum.) Es haben ſich aber ſofort von allen Seiten erig
keiten erhoben, vor alle kg der Durchführung. Die Regierung Fehrenba bat ſeler ich feſtgelegt, daß von der Prüfung

im Hinblick darauf unter keinen Umſtänden abgegangen werden
kann. (Lebhaftes Hört, hört! links.) Jch wirke auch heute n
in dieſem Sinne; denn es geht nicht an, daß von beute au
morgen eine derartige Verwaltungsmaßnahme einfach über den
Haufen geworfen wird. Anders ſteht es mit der zweiten Forde-
rung in der Jntervellation der Deutſchen Volkspartei, in der
verlangt wird, daß die Beamten rückwirkend vom 1. April 1920
an in Oberſekretärsſtellen überführt werden. Ueber dieſe Forde
rung werde 4 mich mit Jhnen im Ausſchuß gern unterhalten.

Aba. Schiele (Dn.) beantragt Beſprechung der Jnter-
vellation. Dafür erhebt ſich die Rechte und ein geringer Teil
der Kommuniſten, ſo daß die erforderliche Unterſtützung von
50 Mitgliedern knapp erreicht wird.

Präſident Loe be: Es iſt ein Antrag Hergt (Dn.) einge-
gangen, zu beſchließen, daß die Erklärung des Reichsfinanzmini-
ſters der Auffaſſung des Reichstages nicht entſpricht. Gelächter
links.) Der Antrag muß von 30 Mitgliedern unterſtützt werden.

Bei der Unterſtützungsfrage erheben ſich die Deutſchnationalen
und einzelne Abgeordnete der Deutſchen Volkspartei, insgeſamt
32 Abgeordnete, während die äußerſte Linke, trotz lebhafter Er
munterung von rechts, ſitzen bleibt.

Abg. Steintopf (Soz.): Bei der Entſcheidung über die
Prüfungsfrage hätte man die BVeamtengewerkſchaften befragen
müſſen. Jn der Prüfungsfrage ſelbſt bin ich mit dem Reichs-
finanzminiſter nicht ganz einig; ich hoffe aber, daß ſich in der
Kommiſſion ein gangbarer Weg wird finden laſſen. Jedenfalls
darf deshalb in dieſer Jeit zwiſchen Regierung und Reichstag kein
ernſter Konflikt entſtehen, das wäre auch nicht im Sinne der
Beamten. Hoffentlich beweiſt die Regierung Entgegenkommen hin-
ſichtlich der Nachzahlung von BVezügen an die Beamtenſchaft, die
vom 1. April 1920 ab zu beanſpruchen ſind. Beifall b. d. Soz.)

Abg. BVräunig (USP.): Die Beamtenfreundlichkeit der
Rechten iſt nur eine Komödie. Tatſächlich ſind doch die Deutſch-
nationalen an der Einflihrung der Ergänzungsprüfung ſchuld.

Abg. Delius (Dem.): Der deutſchnationale Abg. Schmidt
hat ſich neulich als Vater der Ergänzungsprüfung bekannt.

Abg. Dr. Hoefle (Ztr.): Wir begrüßen das Eintreten des
Miniſters für die Erhaltung des BVerufsbeamtentums.

Abg. Pletrner (Komm.): Das Umſtoßen des Reichstags
*eſchluſſes durch die Regierung iſt ein Verfaſſungsbruch, gegen denbe

wir aufs ſchärfſte proteſtieren.
Ein Schlußantrag wird angenommen. Die namentliche Ab-

ſtimmung über das von den Deutſchnationalen eingebrachte Miß-
trauensvotum findet erſt morgen ſtatt. Die Anträge über die
Ergänzungsprüfung gehen an den Hauptausſchuß.

Jn zweiter und dritter Leſung werden angenommen das
Abkommen zwiſchen Deutſchland, Polen und Danzig über den
freien Durchgangsverkehr nach Oſtpreußen, der deutſchepolniſche
Amneſtievertrag. Die deutſchechineſiſchen Vereinbarungen über
die Wiederherſtellung des Friedenszuſtandes, das deutſch-fran-
söſiſche Abkommen über die Erſtattung der von ElſaßLothringen
geleiſteten außerordentlichen Kriegsabgaben und das Abkommen
mit den alliierten Hauptmächten über die Feſtſetzung einiger Ab-
ſchnitte der Grenzen des Saargebietes.

Die Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues.
Es folgt die zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die

Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues. Die
Abgabe beträgt 5 Proz. des Nutzungswertes (Mietvwert), ſie ſoll
lediglich zur Förderung der Wohnungsbeſchaffung und der Sied-
lung verwendet werden und ſich nur auf Gebäude beziehen, die
vor dem 1. Juli 1918 fertiggeſtellt ſind.

Abg. Bahr (Dem.) berichtet über die Ausſchußverhand-
lungen.

Reicharbeitsminiſter Dr. Braun s: Die Wohnnugsabgabe
iſt das Ergebnis einer Wahl zwiſchen mehreren Uebeln. Der
Entwurf iſt lediglich eine Folge des Notgeſetzes vom 12. 2. 21,
in dem die Wohnungsabgabe bereits grundſätzlich enthalten war.

Abg. Guitknecht (Dn.): Der Wohnungsnot kann nur durch
Freigabe des Bauweſens wirkſam entgegengetreten werden.

Abg. Silberſchmidt (Soz.): Der Geſetzentwurf iſt eine
gerechte Folge der beiden durch den Krieg entſtandenen großen
Volksnöte: Wohnungsnot und Arbeitsloſigkeit.
Der Privatkapitalismus iſt heute nicht mehr imſtande, die Bau
tätigkeit weiter auszuüben. Der Staat muß auch hier helfen.
Daraus ergibt ſich ganz notwendigerweiſe, daß die Allgemein-
heit an den Wohnungen ein Beſitzrecht hat. Der Staat, der für
den Wohnungsbau die Mittel aufbringen muß, muß allen volks-
wirtſchaftlichen Nöten gerecht werden. Deswegen wird auch die
Jnſtandhaltung der alten Wohnungen einer neuen Regelung
bedürfen und der Reichstag muß demnächſt dazu Stellung neh-
men. Wir werden die Beſchaffung der Mittel für das Baujahr
1921 bewilligen.

n g

„König Kohle.“

Roman von Upton Sinclair.
67. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.

Viertes Buch.
König Kohles Wille.Der Todesſchacht gab ſeine Geheimniſſe preis. Raſtlos

arbeitete die Winde Förderkorb nach Förderkorb kam ſchwer
beladen herauf, brachte tote Körper und lebende Körper, die
man nur zu unterſcheiden vermochte, nachdem ihnen der
Sauerſtoffapparat eine Zeitlang Luft eingepumpt hatte. Hal
ſtand im ſtrömenden Regen, beobachtete die Menge und
vermeinte noch niemals eine derart ſchreckliche, mitleiderregende
Szene geſehen zu haben. Dieſes ſchaurige Schweigen, das
eintrat, wenn jemand erſchien, der Kunde zu bringen ver
mochte! Der plötzliche Schmerzensſchrei einer Frau, deren
Hoffnung jählings getötet! Das Stöhnen des Mitleids, das
die Menge durchlief, abwechſelnd mit Freudenrufen beim Ver-
nehmen einer guten Nachricht: all dies bewegte die Seele
der Maſſe, wie der Sturm ein Aehrenfeld.

Und die Geſchichten, die im Revier laut wurden aus
der Unterwelt heraufgebracht Geſchichten von unglaublichen
Qualen, noch unglaublicherem Heroismus. Männer, die vier
Tage ohne Speiſe und Trank geblieben und ſich dennoch
geweigert hatten, den Schacht zu verlaſſen, die bleiben wollten,
um die anderen rerten zu helfen. änner, die zuſammen
in Nacht und Schweigen verharrten, ihr Leben durch die
Waſſertropfen erhielten, die von den Felſen fielen, abwech-
ſelnd an den Stellen lagen, wohin das Waſſer rieſelte, oder
ihre Kleidungsſtücke befeuchteten und ausfogen. Mitglieder der
Rettungssabteilung berichteten, wie ſie gegen Barrikaden ge
klopft, die ſchwachen Zeichen der Gefangenen vernommen und
wie wahnſinnig gearbeitet hatten, um einzudringen, bis es
endlich gelungen war, ein kleines Loch zu bohren; wie ſie
dann Freudenrufe hörten, in der Dunkelheit die Aug
der Männer aufleuchten ſahen, die drinnen keuchend warteten,
bis das Loch groß genug geworden, damit ihnen Speiſe
und Waſſer gerkicht werden könne.

An einigen Orten wurde der Brand bekämpft. Lange
Waſſerſchläuche waren hereingebracht worden, Fuß für Fuß
drangen die Leute vor, wähtend oben der Fächer Rauch und
Dampf aufſog. Die an dieſer Arbeit Beteiligten ſetzten ihr
Leben aufs Spiel, doch drangen ſie ohne Zögern vor. Bliehb
ja noch immer die Hoffnung, noch weitere Verbarrikadierte in
den entfernteren Räumen zu finden.

Jeff Cotton am Eingang des Kippraums, der
r den Moment in ein Spital verwandelt worden war. Es

à

die Cotton in Pereys Zug geworden, und ein dumm-veriegenes
Grinſen überzog des Berghauptmanns Geſicht. „Nun, Herr
Warner, Sie haben doch geſiegt,“ bemerkte er; und nach einer
kurzen Unterredung mit Hal geſtattete er einigen Frauen,
ſich in den Kivpraum zu begeben, eine Liſte der Verletzten
aufzuſtellen und deren Namen der Menge mitzuteilen. Hal
begab ſich zu den Minettis, um Mary Burke zu dieſer Arbeit
aufzufordern, Roſa jedoch ſagte, Mary habe gleich nach ihm
und Fräulein Arthur die Hütte verlaſſen, und niemand wüßte,
wo ſie ſich aufhielt. Hal ging zu Frau David, die einwilligte,
ein paar Freundinnen zu rufen und mit ihnen die Arbeit
zu erledigen, ohne ſich den Namen einess Komitees beizulegen.
„Jch will keines von dieſen verwünſchten Komitees,“ hatte der
Berghauptmann erklärt.

So verging die Nacht und ein Teil des zweiten Tages.
Ein Beamter brachte Hal einen verſchloſſenen Umſchlag, in
dem ein an Cartwright Telegramm für Hal
lag. „Jch bitte dich dringend, ſofort heimzukommen. Vater
würde die Nachricht vom Vorgefallenen ſehr erſchüttern. Jch
kann es ihm nicht mehr lange verſchweigen.“

Hal runzelte die Stirne, die Harrigans hatten ſich raſch
ans Werk gemacht. Er ging zum Poſtamt, telephonierte
ſeine Antwort: „Habe vor, in ein, zwei Tagen fortzufahren.
Hoffe, du wirſt verſuchen, Vater zu ſchonen, bis du meine Ge-
ſchichte gehört haſt.“

Die erhaltene Nachricht beunruhigte Hal ſehr. Lange De-
batten mit dem Bruder wurden in ſeinem Geiſte wach, Er
klärungen und Entſchuldigungen für den Vater Er liebte den

alten trrlich e peinlich wenn ein Ab-geſandter der Harrigans ihn aufſuchen und durch falſche Nach
richten erſchrecken würde

Alle dieſe Gedanken erregten in Hal ein Gefhl des Heim
wehs, brachten ihn lebhaft der Außenwelt nahe mit ihren
phyſiſchen Verlockungen es gibt für den verfeinerten
Menſchen eine Grenze, über die hinaus er ungeſundes Eſſen,
ſchmutzige Bekten, abſtoßende Bilder nicht mehr ertragen kann.
Hal vermochte nic die on eines Klubſpeiſezimmers zu
verhannen, den Geruch friſch gebratenen Fleiſches, friſchen
Brotes, die Farben des Salats, der Früchte und Schlagſahne.

Und noch eine Nacht verging und noch ein Tag. Die
lesten Leichen waren heraufgeholt und nach Pedro geſchafft
worden, dort ſollte eines jener Maſſenbegräbniſſe ſtattfinden,
die ein charakteriſtiſcher Zug des Grubenlebens ſind. Der
Brand war erloſchen, die Rettungsmannſchaft hatte Zimmer
leuten und Tiſchlern Platz gemacht, die den angerichteten
Schaden gut, den Schacht wieder ſicher machten. Die Reporter

adreſfiertes

J 2Mann 19 F e es,

waren ſort; Bill Keating hatte Hal warm die Hand gedrückt

Würden wir die jetzige Zwangswirtſchaft ohne

war dies ihr erſtes Zuſammentreffen ſeit der Offenbarung, und verſprochen,

Kompenſationen aufheben, ſo würden Mietepreiſe der alten
Wohnungen die Höhe der neuen erreichen. Wenn wir Mehr
heitsſozialiſten dem Ge getr unſere Zuſtimmung geben, ſo
haben wir uns von den Motiven leiten la daß erſtens einmal
die Wohnungs- und Arbeitsloſen ſol 2 warten können,bis der Reichstag unſeren Vorſchlägen n uſtimmung geben
wird. Sodann aber auch, weil wir der cht waren, daß, wenn
dieſer Geſetzentwurf abgelehnt werden würde, eine Erleichterung
für die deutſche Mieterſchaft nicht eintreten würde. Der Woh
nungsmangel würde im Gegenteil noch ſteigen, die Laſten der
Mieter würden noch größer werden und dadurch würde die
Zwangswirtſchaft vollkommen zuſammenbrechen. Untere Be
dingungen, von denen wir unſere Zuſtimmung abhängig machen
müſſen, ſind, daß unſer Antrag MüllerFranken, „daß die neuen
Bauten dauernd im Eigentum öffentlich rechtlicher oder gemein
nütziger Stellen verbleiben“, angenommen wird. Die Konkurrenz
neuer Betriebe, insbeſondere von Baugenoſſenſchaften, hat überall
in v tliches Sinken der Baukoſten zur Folge gehabt. (Beif.

d. Soz.
Abg. Dr. Maretzki (DVP.): Die techniſchen Steuerſchwie-

rigkeiten müſſen behoben werden. Eine Linderung der Woh
nungsnot iſt aber nur durch Belebung privater Bautätigkeit
möglich. Jm ganzen findet der Geſetzentwurf unſere Annahme.
Angeſichts des Wohnungselendes, von dem ſelbſt bürgerliche Blät
ter berichten, wagt es die Rechte, das uen von Fünf- bis
SechsZimmerwohnungen anſtatt des Baues von Kleinwohnungen
zu verlangen. Wir lehnen daher den n ab und wün
ſchen eine ſtrenge Rationierung des Wohnungsweſens.

Abg. Heydemann (Komm.): Wir lehnen den Entwurf
grundſätzlich ab, weil wir der Anſicht ſind, daß durch ihn die
Wohnungsnot doch nicht gelindert wird.

Abg. Frau Lang-Brumman (DVP.): Durch einen Zu
ſchlag zur Einkommenſteuer wäre eine ſoziale Abſtufung herbei-
geführt worden.

Abg. Bahr (Dem.): Die Sozialiſierung des Wohnungs-
weſens iſt unmöglich. Das Geſetz iſt kein Jdeal, aber es iſt doch
ein Fortſchritt, nehmen Sie es daher an. (Beifall.)

Damit ſchließt die Ausſprache. Der grundlegende S 1 wird
angenommen. Abgelehnt werden die unabhängigen und ſozial
demokratiſchen Anträge. Danach werden auch die übrigen Para-
graphen im weſentlichen in der Ausſchußfaſſung angenommen.

Das Haus vertagt ſich auf Mittwoch 1 Uhr: Jnterpellationen
Trimborn (Ztr.) über das Grubenunglück bei Herne, kleine Vor
lagen, namentliche Abſtimmung über das deutſchnationale Miß
trauensvotum über die Regierung. Dritte Leſung der Wohnungs
abgabe. Schluß 8 Uhr.

106 Milliarden Jahresbedarf.
Der Reichsrat hielt am Montag abend unter Vorſi

des Miniſters Dr. Grad nauer eine öffentliche Sitzung ab.
Den aus rer verdrängten Beamten, die über
10 Jahre im Landesdienſt geweſen ſind, ſoll zunächſt fünf
Jahre lang Wartegeld gezahtt werden. om 60.
Lebensjahr tritt die Penſionierung ein. Beamte,
die noch nicht 10 Jahre im Dienſt waren, ſollen kein Warte-
eld, ſondern ein Uebergangsgeld bekommen. Ferner
ollen die betreffenden Beamten verpflichtet ſein, ein Amt

vom gleichen Range auch dann einzunehmen, wenn das
Dienſteinkommen geringer iſt.

Der Reichsrat genehmigte abermals eine Anzahl Nach-
tragsetats für 1921. Jm Etat des Auswärtigen
wurden zehn Millionen geſtrichen. Miniſterialdirektor
v. Schlieben erklärte preußiſchen und bayeriſchen Ein-
wendungen gegenüber namens der Reichsregierung,daß eine Erhs ung der in den Etat eingeſtellten Ausgaben

u die Schutzpolizei nicht in Ausſicht geſtellt werden
önne.

Jn den Etat des Arbeits miniſteriums wurden
für die Erwerbsloſenfürſorge weitere 200 Mill.
Mark eingeſtellt, ſo daß die Geſamtausgaben im Etatsjahr
1921 für dieſe Zwecke ſich auf 1200 Millionen belaufen.

Der Berichterſtatter zum Hauptetat, Miniſterialdirektor
Sach s, hob hervor, die Erwartung habe ſich nicht erfüllt,
r der Nachtragsetat Erſparniſſe bringen werde, er
bringe vielmehr

Mehrausgaben von insgeſamt 17,7 Millionen Mark.
rn die Reparationsleiſtungen voll erfüllt werden, ſo be

räg
der Jahresbedarf 106 Milliarden Papiermark.

Dazu kommt der l e hlbedarf für 1921 mit 53,5
Milliarden unter Hinzurechnung des Fehlb'darfs des außer-

mit ihm im Klub zu frühſtücken. Ein An
geſtellter vom „Roten Kreuz“ war erſchienen und fütterte
die Hungrigen von dem Ergebnis, das Frau Curtis Sammel-
liſte geliefert hatte. Was blieb Hal anders übrig als
ſeinen Freunden Lebewohl zu ſagen und ihnen für die Zu
kunft ſeine Hilfe zu verſprechen

Die erſte, an die er dachte, war Mary Burke; er hatte
ſie ſeit dem Zuſammentreffen mit Jeſſie nicht mehr geſehen
und begriff, daß Mary ihn abſichtlich meide. Er fand ſie nicht
zu Hauſe, ging zu den Raffertys, um dort nach ihr zu
fragen, und blieb eine Weile im Geſpräch mit der alten
Frau, deren Mann er gerettet hatte.

Rafferty werde geneſen. Seine Frau hatte ihn ſehen
dürfen. Tränen rollten ihr über das verhärmte Geſicht, als
ſie von dem Beſuch erzählte. Vier Tage und vier Nächte
war er in einem kleinen Tunnel gelegen, ohne Speiſe und
Trank, bis auf einige Tropfen Kaffee, die er mit den
anderen geteilt hatte. Er konnte noch immer nicht ſprechen,
kaum die Hand bewegen, bloß in ſeinen Augen lag noch
Leben, ſein Blick war der Gruß einer Seele, die ſie mehr als
dreißig Jahre geliebt und der ſie treu gedient hatte. Frau
Rafſerty ſang Lobhymnen auf den Rafferty-Gott, der ihren
Mann aus aller Gefahr errettet hatte; es war klar, daß er
mächtiger iſt als Johannſens proteſtantiſcher Gott; der rieſen
hafte Schwede hatte im Schacht neben Rafferty gelegen und
war nicht mehr zu retten geweſen.

Doch meinte der Arzt, daß der alte Jrländer nie mehr
würde arbeiten können, und Hal ſah, wie ein Angſtſchatten
über Frau Raffertys Jubel fiel. Wie konnte der Doktor bloß
ſo etwas ſagen? Freilich war Rafferty alt doch war er
auch zäh; hatte der Arzt denn eine Ahnung, wie ſich ein
Mann anſtrengen kann, von dem eine ganze Familie abhängt?
Er wird die Arbeit nicht aufgeben wegen ein wenig Schmer-
zen. Außer ihm verdiente ja bloß Tim, der ein guter Junge
und äußerſt fleißig war, doch mußte jeder Doktor wiſſen,
daß eine große Familie nicht vom Lohn eines achtzehnjährigen
Schachtjungen leben könne. Den anderen Jungen verbot ihres
zarten Alters wegen das Geſetz, in der Grube zu arbeiten.
Frau Rafferty meinte, es wäre gut, den Köpfen, die das Geſetz
ausarbeiteten, ein wenig mehr Verſtand einzuflößen denn
wenn ſie ſchon Kindern bas Arbeiten in Kohlengruben ver
bieten, ſo ſollen ſie andere Mittel und Wege finden, dieſe Kin
der zu ernähren.

(Fortſetzung folgt.)

sowie alle anderenUhe, e 2reere fährt
Wilhelm Brauns, G. m b. H., Queällnburg. Veri Sie n fſhra.
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zrdentlichen Etaks. Vorausgeſetzt, daß der Kursſtand der
Mark ſich nicht ändert, müßte alſo für 159,5 Milliarden
Deckung gefunden werden.

Severing gegen Dominicus.
Im Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages ging es

am Dienstag lebhaft zu. Zunächſt verlangte Abg. Leid
(U. Soz.) radikales Vorgehen in der Verwaltungsceform,
deren baldige Vorlegung erforderlich iſt. Kappiſten werden
wieder angeſtellt, Kommuniſten aber werden rAemter verſchloſſen. Nachdem noch einige rechtsſtehende Ab-

geordnete den preußiſchen Miniſter des R rr in Schutz ge-
nommen hatten, wendete e Abg. Severin g oz.)
egen den Abg. v. Campe (D. Vp.) und deſſen Tätigkeit als
egierungspräſident in Minden. Es kam zu heftigen Zu

ſammenſtößen zwiſchen beiden Abgeordneten. Darauf pole-
miſierte Abg. Severing gegen Miniſter Dominicus. Er
verlieſt einen Erlaß des demokratiſchen Regierungspräſiden-
den Pohlmann aus Magdeburg vom 8. Mai 1921,
der eine ſtarke „Geſinnungsſchnüffelei“ darſtellt und der be-
weiſe, daß der Miniſter die Revolution vergeſſen habe. Wir
haben ein republikaniſch-demokratiſches Staatsweſen. Des-
halb iſt nicht allein die ſachliche Vorbildung, ſondern auch
die politiſche Haltung der höheren Verwaltungsbeamten
maßgebend. Die Berufung von Außenſeitern muß ſo lange
fortgeſetzt werden, bis die Arbeiter eine Vertre-
tung im Staatsleben haben, die ihrer Zahl und
ihrer Bedeutung entſpricht. Deshalb haben mich
die Worte des Miniſters ſehr überraſcht, d „im vorigen
Jahre Mißgriffe vorgekommen“ ſind, und daß es „ſo nichtmehr weitergeht“. er Miniſter wird die heftigſte
Oppoſition bei allen ſeinen Amtshandlungen von der
ſozialdemokratiſchen Partei finden. Auch unabhängige So-
zialiſten muß man zu Beamten machen. Verfehlt iſt auch
der Erlaß d. s Miniſters gegen die Kommuniſten. So etwas
ſagt man nicht, ſo etwas tut man nur im Rotfalle. Zum
Schluß beſpricht Abg. Severing die Maßnahmen des Selbſt-
ſchutzes in Oberſchleſien. Miniſter Dominicus: Jn
welchem Umfange die Beſetzung der Stellen mit nichtvor-
ebildeten Beamten 43 könne, iſt fraglich. J habeſchon zwei ſozialdemokratiſche Landräte ernannt. s be

ſteht die Gefahr für den ordentlichen Gang der Verwal-tungsgeſchäfte. Eine große Anzahl von Aſſeſſoren hat ſich

ſchon aus der Verwaltung geflüchtet, weil ſie keine Hoff-
nung haben, Landrat zu werden. Nur bereits bewährteAſſeſforen dürfen die Stellen erhalten. Dieſen Standpunkt

teilt auch der ſozialdemokratiſche Regierungspräſident
Grützner aus Düſſeldorf. Man will draußen im Lande
nicht Parteileute, ſondern bewähcte Verwaltungsbeamte.
Mein Kommuniſtenerlaß ſchließt ſie nur aus leitenden
Stellen aus. Gerade der Aufſtand in Mitteldeutſchland hat
mich zu dieſem Erlaß veranlaßt. Die Männer des Selbſt-
ſchutzes in Oberſchleſien verdi. nen Dank und Anerkennung.
Abg. Berndt (Dem.) bezeichnete die Reform der inneren
Perwaltung als die wichtigſte Aufgabe der nächſten Zeit.

Kursſchwenkung.

1. Bild: Jm Haushaltsausſchuß der verfaſſunggebenden
Preußiſchen Landesverſammlung wird der Etat des
Miniſteriums des Jnnern bkeraten. Für diedeutſch- demokratiſche Partei ſpricht der Düſſſel-
dorfer Abgeordnete rPofeſſor Schloß mann dem ſozial-
demokratiſchen Miniſter Heine ſein Mißfallen darüber
aus, daß es mit der Umgeſtaltung des preußiſchen Ver
waltungskörpers nur ſo langſam vorwärts s e.vo allen Verwaltungen ſäßen noch die alten movarchiſtif en

eamten und unterdrückten den neuen Geiſt.
2. Bild: Jm Haushaltsausſchuß der verfaſſunggeben'

Preußiſchen Landesverſammlung wird der Etat des
Miniſteriums des Jnnern, nunmehr nach dem
Kapp-Putſch im Jahre 1920, beraten. Der ſozialdemo-
kratiſche Jnnenminiſter Severing legt dar, daß dieblutige März-Woche die Anzul äffi gkeit vieler preußi-

ſcher Verwaltungsbeamten, ihre Unbrauchbarkeit
für den Dienſt der Republik dargetan hätte. Er gibt eine
Ueberſicht über die bis dahin durchgeführten Aenderungen
und über die unmittelbar bevorſtehenden Schritte zur we i-
teren Erneuerung der Verwaltungsbeam-
ten. Die Redner der r
Partei ſprechen dem Miniſter ihre volle Zuſtim-
mung zu ſeiner Perſonalpolitik aus.

3. Bild: Jm Haushaltsausſchuß des Preußiſchen Land
tags wird der Etat des Miniſterium des Jnnern
beraten. Der Führer der deutſch- demokratiſchen
Landtagsfraktion, Herr Alexander Dominicus,
iſt jetzt Miniſter des Jnnern geworden. Er legt die Grund-
ſätze dar, die ihm bei ſeiner Beamtenpolitik leiten. Die
Maßregelung aus Anlaß des Kapp-Putſches ſeien
übereilt Sie hätten die Einheit des Be
amtenkörpers zerſtört. Dieſe Einheitlich-
keit wiederzugewinnen, damit der Saat eine ſtets ſcharfe
Waffe habe, ſei höchſtes Ziel ſeines Strebens. Nur
ein Weg führe zur Wiederherſtellung des Guten, der alten
Zeit: als Verwaltungsbeamte dürften in der Regel nur die
in Frage kommen, die das Studium zu Verwaltungsbe-
amten durchlaufen hätten. Zwei Ausnahmen von dieſer
Regel bleiben zuzulaſſen. Man müſſe den mittleren
Beamten Gelegenheit zu ſelbſtändiger Tätig-
keit geben und gelegentlich einen von ihnen in die
Reihen der höheren Beamten herd Und
man müſſe in einzelnen Ausnahmefällen aus politiſchen
Gründen hervorragende Politiker, Männer voll Vaterlands-
liebe, Einſicht und Tatkraft auf Verwaltungspoſten berufen.
Gleichzeitig veröffentlicht der Miniſter einen Erlaß, durch den
die Kommuniſten nicht nur von allen Statsſtellun-
gen, ſondern auch von den Stellungen der Selbſt-
verwaltung ausgeſchloſſen werden, die beſtätigungs-
bedürftig ſind. ie das alte Preußen die Sozialdemokraten
ausſchloß, ſo Japreteſt der Demokrat Dominicus allgemein
die Kommuniſten. äre nicht die kommuniſtiſche Jdee und
Taktik an ſich ausſichtslos, der neue Miniſter des Jn-
nern in Preußen brächte es fertig, durch unterſchied-
loſe Verfolgung und Ausnahmegeſetze die Kom-
muniſten feſt zuſammenzuſchweißen und ihnen
jeden Konflikt mit der harten Wirklichkeitr erſparen. Die Deutſchnationalen und die deutſchen

olksparteiler zollen Herrn Dominicus begeiſtert Be i-
all und erkle

tanden.
Es wird alſo in Preußens Verwaltung neuer Kurs ge

ſteuert, der Kurs des Herrn Stegerwald, der Kurs der
realſten P h rer gegen die formale Ge-rechti keit. as Bürgertum ſteht wie in Bayern in

dampffront gegen die Arbeiterklaſſe,

ären ſich mit ſeinen Darlegungen einver-

einer
deren Vertreter das T doch An h man amen nicht beſtanden haben. Daneben hetzt man Juden

einſtweilen ausländiſche und erlebt in gang a J
eine neue Blüte des Geiſtes der Roheit und der Mili-
tarismus mit den ſcheußlichen Vorkommniſſen in den Kon
entrationslagern Stargart und Sielow bei Kottbus.

ade, daß vom Reiche her die Orgeſch aufgelöſt worden iſt.
Der neue demokratiſche Miniſter des Jnnern wäre ganz der
Mann dazu geweſen, alle ihre Wünſche in die Wirklichkeit
umzuſetzen. Der Reichskanzler hält treffliche Reden. Nur
die eine Frage hat er noch nie berührt, wie er mit dieſer
preußiſchen Regierung ſein n ausführen will. Mit
dieſer Regierung, welche nur die wiedererwachende Vour-
geoisreaktion verkörpert.

Im Berliner Gewerkſchaftshaus.
Die Arbeitsloſenräte haben die Arbeitsloſen zur Demon-

ſtration aufgerufen. Sie ſind zahlreich dem Rufe gefolgt,denn die Not der Arbeitsloſen i groß. Jn ihrer Veczweif-

lung wären ſelbſt Ausſchreitungen begreiflich. Man würdees bekämpfen und tadeln müſſen wenn ſie vor die
r Prunkhotels zögen, in denen ein Teil der Bourgeoiſie
chlemmt und praßt und dort ihre Wut ausließen; aber
man würde es menſchlich begreifen. Aber ſolche
Ausſchreitungen begehen die Arbeitsloſen nicht, die ſich
unter die Führung kommuniſtiſcher geſtellt
haben. Sie demonſtrieren vor dem Gewerkſchaftshaus, in
dem die Berliner Gewerkſchaftskommiſſion und der Allge-
meine Deutſche Gewerkſchaftsbund ihren Sitz haben. Was
fordern ſie? Haben ſie den Gewerkſchaftsführern eine
Nachläſſigkeit im Dienſte der Arbeitsloſen rorzuwerfen?
Haben ſie einen Vorſchlag mitgebracht, wie man die Arbeits-
loſigkeit e bekämpfen und vielleicht überwinden könnte?
Niin, ihr kommuniſtiſches Verlangen geht dahin, daß die
organiſierten Arbeitsloſen bei der Vergebung der Arbeit
nicht etwa dem unorganiſierten vorgezogen werden. Denn
für die unorganiſierten Arbeitsloſen kämpft die VKPD.
Unorganiſierte Arbeitsloſe ſind die Gefolgſchaft und der
Stoßtrupp der VKPD.

Zu welchen Taten werden die unorganiſiecten Arbeits-
loſen von den Kommuniſten geführt? Die Freikorps des
Kapp und Lüttwitz ſind die Lehrmeiſter der Aktion geweſen.
Wie jene das Leipziger Gewerkſchaftshaus, ſo
wollen die unorganiſierten Kommuniſten das Berliner
Gewerkſchaftshaus zerſtören. Fenſter werden einge-

lagen, Türen zertrümmert, Einrichtungen der Gewerk-
)aftsbüros vernichtet, die Gewerkſchaftsbeamten verprügelt.

Der Vorſitzende der Berliner Gewerkſchaftskommiſſion, der
Schneider Sabath, politiſch ein Mitglied der unabhängigen
Sozialdemokratie, wird herausgeholt und ſolange mißhan-
delt, bis er blutüberſtcömt liegen bleibt. Einer der bercd-
ſamen kommuniſt. Wortführer der unorganiſierten Arbeits-
loſen hat ihm mit einem Totſchläger eine klaffende offene
Kopfwunde beigebracht. Schließlich muß die Schutnolizei
mit zwei Hund rtſchaften anrücken, und nach langer Mühe
gelingt es ihr, halbwegs wieder Ordnung zu ſchaffen.

nd zu derſelben Zeit hält einer der kommuniſtiſchen
Führer, Dr. Meyer im Haushaltsausſchuß des Landtags eine
donnernde Rede gegen die überflüſſige olizei,
durch deren Abſchaffung man Milliarden, durch deren Be-
ſchränkung man Hunderte von Millionen ſparen könnte. Geld,
das wir für kulturelle Zwecke wirklich dringend brauchen.
Man könnte es wirklich ſparen, wenn nicht die Kommuniſten
wären und als ihren Gott den Knüppel, den Totſchläger und

das verehrten.Aber die Unabhängigen lehnen derweilen grundſätzlich
den Etat der Schutzpolizei ab. Ein wackerer unabhängiger
Mann kann keinen Schutzmann leiden, doch ſeine Hilfe nimmt
er gern, wenn die unorganiſierten kommuniſtiſchen Arbeits-loſen das Gewerkſchaſtshane zu demolieren und die unab-

hängigen Gewerkſchaftsführer totzuſchlagen drohen.
Natürlich iſt es kein Kunſtſtück, elende erbitterte Arbeits-

loſe, noch dazu r Unorganiſierte, zu jeder mög-
lichen Ausſchreitung fortzureißen. Nicht die armen Arbeits-
loſen machen wir verantwortlich, denen man die Köpfe
heiß gemacht und verwirrt hat. Die ganze Schuld tragen die
kommuniſtiſchen Drahtzieher der „Aktion“ zur höheren

Ehre des dritten Kongreſſes der dritten Jnternatio-
nale in Moskau. Jhre Hetze zur Gewalt macht die Regktion
ſtark. Jhre Brutalität erlaubt es den Rechtsparteien, brutal
zu ſein ohne zu ſcheinen. Jhre Rohheiten und Gemeinheiten
koſten den Arbeitsloſen viel Einfluß und noch mehr Anſehen
und Achtung. Mit dem Sozialismus in Deutſchland kann es
erſt wieder vorwärtsgehen, wenn der kommuniſtiſche Wahn-
ſinn völlig ausgetobt hat.

Neue Regierung in Oeſterreich.
Wien, 21. Juni. Die RNationalverſammlung hat mit 98

chriſtlich- ſozialen und großdeutſchen gegen 62 ſozialdemo-
kratiſche Stimmen die neue Regierung gewählt. Der neue
Bundeskanzler, Schober, erklärte im eigenen NRamen, ſowie
im Namen der anderen Mitglieder der neuen Regierung die
Wohl anzunehmen. Die Miniſterliſte ſetzt ſich wie folgt zu-
ſammen: Schober Kanzler und Aeußeres, Breisky
Vizekanzler und Unterricht, Waber (Großdeutſch) Jnneres,
Vaugoin (Chriſtlichſoz Heer, Grimm Finanzen,
Grünberger Ernährung, Paltauf Juſtiz, Miniſterial-
rat Hennet Ackerbau, Sektionschef Rodler Verkehr,
Sektionschef An gerer Handel, Sektionschef Paur Soziale
Verwoltung.

rKollzen.

Ter Reichsrat hielt am Dienstag abend unter Vorſitz
des Miniſters Dr. Gradnauer eine öffentliche Sitzung ab.
Gegen die Beſchlüſſe des Reichstages zu dem Geſetz über die
Getreidebewirtſchaftung erhoben die Vertreter
von Bayern, Braunſchweig und Sachſen Wider-
ſpruch. Der ſächſiſche Vertr Finfdamit, daß Sachſen von Hauſe aus für Aufrechterhaltung
der Zwangswirtſchaft wäre und ſich nach Herabſetzung der
Umlage keinen Erfolg von dem Geſetz verſpräche. Jn der
Abſtimmung wurde der Einſpruch mit 46 gegen 18 Stimmen
abgelehnt. das Geſetz kann alſo demnächſt in Kraft treten.
Verhaftung des Führers der Münchner Erwerbsloſen. Der

Führer der Munchner Erwerbsloſen, Heinrich Malier, wurde ver-
haftet. Er iſt verdächtig, in die mitteldeutſchen tommuniſtiſchen

nruhen verwickelt zu ſein.
300 Millionen für Siedlungszwecke. Die preußiſche Regie-

r hat beſchloſſen, einen Kredit ron 390 Millionen Mark zur
Förderung der ländlichen Sier lungen in Preußen flüſſig zu
machen.

Vertagte Jnterpellation. Jm Einvernehmen mit der Reichs
regierung wurden die Jnterpellationen über Oberſchleſien und über
die Aufhebung der Sanktionen vorläufig vertagt.

Erwerblsoſenuntaten auch in Dresden. Wie die „Freiheit“

tionen ſtatt, dabei wurde der unabhängige Landtagsabgeordnete
aus Dresden meldet, fanden dort geſtern Erwerbsloſendemonſtra

Menthe ſchwer mißhandelt.
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öchluß der Vewelsauſnuhme im Hölzprozeß
Sechſter Tag.

Nach Eröffnung der Sitzung durch Landgerichtsrat Braun
wird die Beweis aufnahme fortgeſetzt und der nachträglichgeladene Oberbürgermeiſter Dr. R ieſe (Eisleben) vernommen.

Zeuge ſchildert, daß infolge der Kriegsinduſtrie ſich die Zahl der
Arbeiter in Eisleben und Umgegend um ein vielfaches vermehrt
habe. Als die Kriegsinduſtrie ihre Tätigkeit einſtellte, blieben
die Arbeiter trotzdem in der Gegend. Seit dem Herbſt vorigen
Jahres mehrte ſich nun die Zahl der Diebſtähle und anderer Verdrechen in der Eisleber Gegend derartig, daß die zu tändigen
Polizeiorgane nicht mehr in der Lage waren, die Verbrechen wirk
ſam zu bekämpfen. Die Vertreter der Arbeiterſchaft, auch der
linksradikalen, wurden zu einer Beſprechung geladen, in der
ſämtliche Arbeitervertreter die Notwendigkeit anerkannten, durch
ein größeres Polizeiaufgebot die Sicherheit des ein-
Vlper mehr zu ſchützen und weitere Verbrechen zu verhindern.

ie Arbeiter erkannten an, daß die bisherigen unſicheren Zu
ſtände ſo ſchnell wie möglich ab geändert werden müßten.
Sie weigerten ſich aber, ihren Namen zu einem Aufruf an die
Bevölkerung herzugeben. die Mißſtände ſchleunige Abſtellung
erforderten, wurde ein Kommando Schutzpolizei erbeten.
Schon am nächſten Tage fand eine öffentliche Volksverſammlung
ſtatt, in welcher Hölz unter dem Namen „Sander“ die Arbeiter
aufforderte, die Sipo abzuſchlachten. Die Folge war,
daß ſchon in der darauf folgenden Nacht die Schießerei be
gann, bei der die Arbeiter auch Maſchinengewehre, von denen
ſie etwa 20 auf den umliegenden Hohen aufgebaut hatten, in
Tätigkeit treten ließen. Die Polizei erwiderte dieſes
Feuer infolge eines beſonderen Befehls nicht,
obwohl ſie einen Toten und mehrere Verwun-
dete hatte. Es wurden Handgranaten geworfen, ein bewaff-neter Trupp zog durch die Stadt, zertrümmerte Schaufenſterſchei
ben und plünderte 13 Läden.

Polizeimajor Folte (Magdeburg) bekundet, daß er zu Be
77 der Unruhen in Eisleben das Kommando der Schupo ge-
)jabt habe. Die Polizei hatte gleich am zweiten Tage bei einer
Aktion am Otto-Schacht 4 Tote, mehrere Verwundete und zwei
Gefangene. Der Wachtmeiſter Erxleben wurde von Hölz als
Parlamentär abgeſchickt mit der Aufforderung, dem Kom-
mandeur der Sipo mitzuteilen, daß die Sipo ſofort die Waffen
niederlegen ſolle, dann würde freier Abzug gewährt.
Wenn Erxleben nicht in einer Stunde zurück ſei, würden die an-
deren Gefangenen erſchoſſen.

ölz beſtreitet, Minenwerfer gehabt zu haben.
Juſtizrat Broh: Wieviel Sipo waren aufgeboten? Zeuge Folte: Ueber taktiſche Maßnahmen bin i

nicht befugt, Auskunft zu geben. Juſtizrat Broh: Auf wievie
wurden die Rotgardiſten von Jhnen geſchätzt? Zeuge:
Wir ſchätzten etwa 2000.

Zeuge Unterwachtmeiſter Franke berichtet über den Be
ginn des Feuergefechts am Otto-Schacht, über die Bedrängnis, in
welche die- Mannſchaft der Sipo bei der Uebermacht der Kommu-
niſten geraten war. Der Zeuge iſt mit mehreren Kameraden
in die Hände der Kommuniſten geraten und iſt verprügelt wor-
den. Es ging dann weiter nach e n h unter
wegs wurde an einem Orte Halt gemacht, wo ein Aktionsausſchuß
beſtätigte, daß ſie zum Tode verurteilt ſeien. Als der

um Waſſer bat, um 137 Blut abzuwaſchen und zu trinken,wurde ihm geſagt: „Jhr önnt Spartakiſtenblut ſau-
fen! Unterwegs wurden ſie von einem Laſtauto eingeholt, auf
dem Höl;z mit ſchwerbewaffneten Kommuniſten ſaß. Die Gefan-
genen wurden ihm vorgeführt und er fuhr ſie an: „Wiſſen Sie,
wer ich bin? Jch bin Hölz damit Sie es wiſſen! Was Jhnen
aſſiert, wiſſen Sie ja!“ In Wimmelburg widerſetzte ſich der

Betriebsrat des Otto-Schachts bzw. der Pförtner Schettler ener-
giſch der Erſchießung, und es kam zu einer erregten Szene. Jn-
zwiſchen wurde der e Erxleben nach Eisleben geſchickt,
um als Parlamentär aufzufordern, die Waffen zu ſtrecken. Einem
Ziviliſten wurde einfach das Fahrrad weggenommen, und als der
Mann ſagte: „Es iſt ein ganz neues Rad,“ erhielt er von Hölz
die Antwort. „Halt's Maull Jch habe Geld genug, um
es zu bezahLen.“ Erxleben wurde geſagt: Wir würden er-
ſchoſſen werden, wenn er nicht innerhalb einer Stunde zurück-
gekehrt ſein würde. Nach der weiteren Bekundung des Zeugen
iſt in Eisleben ein harmlos auf der Straße ſtehender Seminariſt
mit weißer Mütze von Hölz ſo geſchlagen worden, daß er zu
Boden ſank und weggebracht werden mußte. Als dann der Ruf
kam: Die Sipo iſt im An marſch und eine Verwirrung eintrat,
geling es dem Zeugen zu entkommen. Der Angeklagte weiſt
darauf hin, daß dieſer von der Anklage als Kronzeuge angeſehene
Zeuge in der Vorunterſuchung etwas ganz anderes ausgeſagt habe.

Der Zeuge, Portier und Betriebsrat im Otto-Schacht,
Schettler, hat mit Hölz ein ſehr ſcharfes Rekontre
gehabt. Als Zeuge ſah, wie So die gefangenen Sipoleute her-
austreten ließ und den Befehl gab, ſie zu erſchießen, und die
Leut ſich hierzu ſchußfertig a iſt Zeuge dazwiſchen getretenund hat erklärt: „Jch bin hier Betriebsrat und ich dulde nicht,
daß hier die Leute erſchoſſen werden.“ Hölz erklärte: „We n n
du nicht weggehſt, dann laſſe ich dich erſchiezen,“
und ſetzte ihm die Piſtole auf die Bruſt. Zeuge erwiderte „Jch
gehe aber nicht weg, bis du mir ſagſt, daß die Leute ni.ht erſchoſ
en werden.“ Hölz ſagte nochmals: Geh weg oder ich ſchieße.

Erſt, als auch die Leute des Hölz ſelbſt Einſpruch erhoben, rief
Hölz: „Es iſt gut, es bleibt dabei, ich laſſe ſie nicht erſchießen, die
nehme ich zu anderen Zwecken!“ Als Juſtizrat Broh eine Frage
an den Zeugen ſtellen will, zieht ihn Hölz an der Robe zurück
und drückt ihn auf den Stuhl nieder: „Jch bitte, ſelbſt fragen zu
können.“

Staatsanw.-Rat Dr. Jäger: Bezüglich der Glaubwürdigkeit
des Zeugen Franke, die hier von dem Angeklagten angezweifelt
wird, möchte ich auf folgendes hinweiſen: Jn ſeiner Vernehmung
in der Vorunterſuchung erklärte Franke, er ſelbſt ſei Sozialiſt
und ſage nicht als BVeamter, ſondern nur als Menſch aus und ſage
deshalb die reine Wahrheit. Zeuge Franke: Jawohl, das iſt
richtig. Jch hatte den Bericht nur gemacht, da ich vollſtändig
ausgeplündert worden war und Erſatz für meine Sachen
haben wollte. Unſer Gehalt als Sipobeamte iſt nicht ſo hoch, daß
wir jedem Kommuntrſten ſo ohne weiteres 210 Mk. ſchen-
ken können, wie mir geſtohlen worden ſind.

Zeuge Polizeimajor Folte ſtellt dem Wachtmeiſter Franke
das Zeugnis eines ſehr zuverläſſigen und tüchtigen Be-
amten aus, der ſeinerzeit als er aus der Hölzſchen Gefangenſchaft
entwichen war, infolge der Schläge auf den Kopf, völlig
deprimiert geweſen ſei.

Auf Fragen der Verteidiger, ob ſich der Zeuge Zigarrenhänd-

92 7 2 S m 97 7 W 9 p v C 51 in Weler Beyer aus Helbra ihm angeboten habe, Hölz heimlich um-

r 7*1 J T 1 3 t h nieub rin gen, rrldrt Zeuge Solte, dah SDeyer ich ihm ange-
t ha 4 ort men i 2ini u r Syerr-oren haäbe, mit einigen Sipovbeamten in Zivil durch die Sperr-

z a 10 1 r WTunnong“ h.kette, die an einer Stelle nur von „zwei dummen Jungens“ be-
wacht werde, Hölz gefangen zu nehmen. Von Umbringen oder
Ermorden war nicht die Rede.

ZJeugin Olga Richter machte Bekundungen über die Vor-
gänge bei der Ermordung des Gutsbeſitzers Heß. Unter der
Hölzbande habe ſie zwei Mann erkannt, mit denen ſie zur Schule
gegangen. Einer von dieſen beiden, namens Reinhauſen
hielt Heß mit der Aufforderung, die Schlüſſel zum Tor herauszu-
geben, den Revolver vor das Geſicht. Angekl. Höl z: Jſt nicht
noch ein Mann nachher auf den Hof zurückgekommen und hat ge-
äußert: Hätteſt du nicht zuerſt geſchoſſen, dann würdeſt du nicht
erſchoſſen. Zeugin: Davon weiß ich nichts. Angektl. Höl z: Jch
frage den Stagtsanwalt, ob Frau Heß nicht zuerſt ſelbſt ange-
geben hat, daß ein Arbeiter ausgerufen hat: Hätteſt du nicht zu
erſt geſchoſſen, dann würdeſt du nicht erſchoſſen.

Stagtsanw.- Rat Dr. Jaeger: Auf den unverſchämten Ton,
den der Angeklagte anſchlägt, hätte ich keine Veranlaſſung zu ant-
worten. Jch habe dieſe Veußerung von Frau Heß wirklich nicht

Angekl. Hölz: Sie ſind mir genau ſo ein unverſchämter
Lügner wie alle anderen

n



Der Vorſitzende tritt dem Angeklagten ſehr ſcharf entgegen.
Angekl. (hohnlachend): Die Hauptſache iſt, daß die Sache

gut klappt.
Zeugin Reichert, ebenfalls vom Gut, hat auch nicht ge

ſechen, wer geſchoſſen hat. Sie beſtätigt dem Angeklagten aber,
hinterher ein Sanitäter geſagt habe: Wenn du nicht zuerſt

geſchoſſen hätteſt uſw.
Als Sachverſtändiger wird Büchſenmacher Bock vernommen

über die in dem Körper des Ermordeten vorgefundenen Geſchoſſe.
Er begutachtet, daß die Geſchoſſe nur Militärgeſchoſſe ſind;
es ſind unbedingt Teile von einem Geſchoß, von dem der Mantel
angefeilt war es waren ſogenannte Dum-Dum-Geſchoſſe.
Einzelne Kugeln ſtammten nicht von Gewehren, ſondern von
Piſtolen her. Aus den Akten iſt zu erſehen, daß auch von den
mediziniſchen Sachverſtändigen feſtgeſtellt worden iſt, daß zweier-
lei Geſchoſſe verwendet worden ſind, nämlich ein 8-Millimeter-
Geſchoß und ein Piſtolengeſchoß von 7,5 Millimeter.

Die Verteidiger ſuchen einige Widerſprüche des Sachverſtän-
digen mit denen der mediziniſchen Sachverſtändigen feſtzuſtellen.
Sachverſtändiger Bock bleibt aber auf Grund ſeiner Kenntnis als
Jäger und Büchſenmacher bei ſeinen Darlegungen.

Weitere Zeugen ſind nicht mehr vorhanden. Juſtizrat Broh
beantragt noch, die beiden Wachtmeiſter Erxleben und Wille aus
Magdeburg zu laden.

Der Gerichtshof beſchließt die Ladung dieſer beiden Zeugen
auf Mittwoch 9 s Uhr. Jm Anſchluß an deren Vernehmung ſollen
dann die Plädoyers beginnen.

Parteinuchrichten.

Parteijubilänm in dänemark.
Jn dieſem Jahre feiern Preſſe und Organiſatton der

däniſchen ſozialdemokratiſchen Partei ihr 50 jähriges Jubi-

Am 21. Juli 1871 veröffentlichte die däniſche Sozial-
demokratie die erſte Nummer eines ſozialdemokratiſchen
Wochenblattes, das bald darauf zu einer Tageszeitung
wurde, die ſeitdem unter dem Namen „Social Demokraten“
ununterbrochen in Kopenhagen esſchienen iſt. Jn dem-
ſelben Jahre wurde eine Abteilung der damals beſtehenden
„Jnternationalen Arbeiter-Aſſogiation“, ſowie unter der-
ſelben verſchiedene Fachſektionen (Gewerkſchaften) geſtiftet.
Da kurz darauf die däniſche Abteilung „Jntoernationale
durch ein polizeiliches Verbot aufgelöſt wurde, ſtifteten wir
als Fortſetzung den ſozialdemokratiſchen Bund, der ſich zurdolitiſchen Landesorganiſation der ſonialdemorrattſchen

Partei entwickelte, während die fachlichen Sektionen ſich in
natürlicher Weiſe zu ſelbſtändigen Gewerkſchaften heran-
bildeten, die ſpäter durch Verbände zentraliſiert wurden.

Dänemark zählt 3 Millionen Einwohner. 1* Millionen
Frauen und Männer beſitzen politiſches Wahlrecht. An den
letzten Wahlen beteiligten ſich 77 v. H., das heißt, 1 211 695
Wähler: auf die Sozialdemokraten fielen über 82 v. H. von
den abgegebenen Stimmen oder nahezu 400 000.

Die politiſche Organiſation der ſozialdemokratiſchen
Partei beſteht jetzt aus 1003 Abteilungen mit etwa 130 000
Mitgliedern. Es finden ſich 113 Gewerkſchaften, mit
362 363 Mitgliedern, und die Gewerkſchaften haben, nach wie
vor Anſchlüſſe an die ſozialdemokratiſche Partei.

Die ſozialdemokratiſche Preſſe beſteht aus 15 ſelbſtän-
digen Blättern mit 42 Tochterorganen. Die geſamte Tages-
auflage beträgt 175 000 Exemplare und faſt die geſamte Auf-
lage erſcheint im feſten Abonnement.

Jm Anſchluß an die Partei oder als direkt aus derſelben
hervorgegangen beſtehen eine Reihe ron korporativen
Unternehmen; Bäckereien, Brauereien, Schlächtereien, Ein-

läum. fuhr von Handel mit Feuerung, Bauunternehmen, Buch-

Walhalla Theater.
Leizte Woche

II
Gustav Bertram

unch

Marga Peter
Tageskasse 10--1 und ab 6 Uhr.

Anfang 8 Uhr. I

Saalschlossbrauerei
Freitag, den 24. Juni, abends 8 Uhr

Grohes Bonzert O
der Kapelle Kott.

10 Uhr:

Brand von Moskau
Ouvertüre 1812 von Tschalkowsky

unter Mitwirkung der Kunstfeuerwerker
Gebr. Pfeiffer.

Eintritt 3.

ers

Kinder 1.50
V. Winkler.

Donnerstag Eröffnung

unserer erweiterton Geschäftsräume

Aluminium-
KIESSLER

7 brüderstr. (6 Löwenapothk.

Ergebnisse des Ausschusses zur Prüfung des Ver-
haltens der Offiziere während des Kapp- Putsches,
Mit Tabellen über die in den letzten zwei Jahren

Ein wichtiges Handbuch für Funktionäre der Arbeiterbewegung.
Preis 6, Mark.

handel. Verlag, Druckerei und Bank. Von Konſumvereinen
der Arbeiterklaſſen finden ſich in den Städten 27 mit 55 000
allen Landbezirken, zu deren Mitgliedern die Sozialdemo-
kraten zählen.

Die Sozialdemokratie bildet die Mehrheit in der Sravr-
verordnetenverſammlung der Hauptſtadt (33 von 55) und
ge“ die Mehrheit in 49 Gemeinden außerhalb Kopen-

agens.
Das 50 jährige Jubiläum wird durch die Herausgabe

einer großen hiſtoriſchen Feſtſchrift, ſowie durch große Feier-
lichkeiten im ganzen Lande begangen. Das Hauptfeſt, an
Mitgliedern, und außerdem gibt es derartige Vereine in
dem die vom Auslande angemeldeten Vertreter teilnehmen
werden, wird in Kopenhagen gefeiert und durch eine Prozeſ-
ſion eingeleitet, an der ſicherlich 100 000 Kopenhagener
Arbeiter ſich beteiligen werden.

werden.

tadt-Theate
Donnerstag, d. 23. Juni.
Anfg. 7 Ed. 10, Uhr:

Heinr. Kleist.Freitag: Lohengrin.

in bester friedensguaſtat I
wieder erhältlich. S

W vere Fe/e

e Stelier: Rud. St rcke Meiſe i.tſ.

Neu erschienen!
Zwei Jahre

O K. T
von E. J. Gumhbel.

vorgekommenen

politischen MHordso,
Porto 80 Pfennig.

Zu beziehen durch

Buohhandlung der Volksstimme
Grosse Ulrichstrasse 27

Steinweg 12

Ab heute

aus der
dehersf.

aus GroßBerlin
nach dem gleich-
nemigen Roman in
3 Abteilungen
und 18 Akten.

Riesen- Auswahl

dauerhaft, billig.

lieſt man mit geſpannteſtem Jntereſſe.
Genoſſen Wendel iſt auf die re nach deutſcher Kultur und
der Einigung der Arbeiterſchaf
Broſchüre, welche nur 1,50

Oterutnr.

Sämtliche hier angezeigte Bücher und Schriften können, wie überhaupt ſedes
andere Vuch, durch die Buchhandlung der „Voſksſtimme“ Gr. Ulrichſtraße 27

bezogen werden.

Hermann Wendel. Neues Deutſchland Neues Europa.
Kurt Buchhandlung „Volksſtimme“ Frankfurt a. M.)

eutſchland der Demokratie und des Sozialismus.
Für ein

Die Broſchüre
Der Grundgedanke des

t geſtimmt. Die Anſchaffung der
koſtet, karn nur jedem empfohlen

Verantwortlich für den redaktionellen Teil Paul Täumel,
für den Anzeigenteil Wilhelm Herzig, beide in Halle.

T
e Prinz friedrieh vones e üomndurgSchauspiel von Henlel S

Scheuerpuilver
putzt

reirniot

I

SS

n

r

Ata eionet, sich für alle
Küchengeräte besonders
auch für Ofen, Badewannen,
Klosetts, Marmor, Steinböden.
Hersteller:Henkel Ce Düsseldorf.

Wanzen u Brut
vertilgtrestlos nur Kammerjäger Berg's Nicodaal.
Erfolg verblüftend. Kinderl. anzuw. Dankschreit

von überall.
Beste Zeit zur Brutvernichtung.
Erhältlich in allen Drogerien und Apotheken und bei:

Karl Kuhnt., Gr. Ulrichstraße 51
sonst portofrei bei Hermann G. Groesel, Berlin,

Königgrätzerstraße 49.

Rob. Sohmoeisser

Halle a. S., Gr. Märkerstr., 5
sowie durch sämtliche Austräger der Volksstimme. empien ter Aera3 Vom 22.—-25. Juni 1921 aden wir in Wettspielbaälle I nacher-Bedarfgertivel zu biigeten Preisen.Papst, Kaiser Huie 16 Unbe ſt ännethünt [behTMefster- n c e äLE--O(-Ö&-&SIZ,

und W i feiKünſtl. Augen heref! gen Keidelbeerwein
Sozialdemokratie

in ihren Friedensbemühungen

im Sommer 1917.

Philipp Scheidemann.
Preis 5.00 Mork.

Buchhandlung Volksstimme.
Groese Ulrichstrasse 27.

n

9 90 9 0 09 5 5 90 0 9 4 95
sich auf die Inserate in der „Volksstimme“

7 J Nutzbringendech der Natur für die Patienten an
ufertigen und einzupaſſen.

F. Ad. Müller Söhne,
Anſtalt f. künſtl. Augen,

von Paul Hohmann.
Handbuch

und Pferdehaltung.

Dreß., Hosen, Stutzen.
Hühnerzucht J. Schärer Cie.

Gr. Ulrichstr. 40.
Eingang Kaulenberg.

von Dr. A. Carl.zu beziehen.
Preis pro Nr. 1.20 Mk.

ein großer Auswaehl in der Zigarren,

sowie alle anderen Fruchtweine zu
Familienfesten emptiehlt in garantiert
naturreiner Qualität

W. Trobstein, Gutenberg
WiesbadenWir bitten auf Namen und Zeit genau der Bienenzueht Gute

h u achten. z in z c ähnliche von J. Weigert Emaille-
b an ielfach erwechſelungen vor-e Nut2bringende Eimer Stellen finden.7 Kaninchenzucht mEinkäufen pf r J. Schneider. nur 15,75.

bitten wir unsere Parteigenossen und Leser erdezuenht c 7 T r S t
werden für hiesige Baustelle gesucht.

Für Wiederverkäufer Achtung geparaturen v Baugeschäft W. Bodes Lec s An r e. en Von Buchhandlung Zigareiten Reilstrasse 89.e erpantoffein e d We r Gold und in Volksstimme n(ehsſsches Faprikat) Zinn e er Silber waren. r für Wiederverkäuſer änstrumenteliefert r e i durchgenöht 2 holz-Aufklörungsworte für Ver- Schmychſach zu OriginalFabrikpreiſen Saämtliche r ſe xt

eva un ter. tert ohte und verheiralete n e j e rre le e e e t Srudeöfen un gfermittel ons Lager in Lederhaus und Spangenschuhen- ſchloſſenem Brief zugeſandt tn zröß uleeren und Meſs o. n h in AhrenRe greur e een n e. ehe Karl Anundtk, Ach Wunsch ſenerageneöate
r antoffel- ersand aus erio Goeudie, Luck Grohe Steinſtraße 85. brik 37 Wrkbei Scharrenſtraße 11. 5 4 JSteinweg 28 HALIE a. S. Steinweg 22. Dolte, Friedrich Geue h enüber Bariü W e Telefon 4715 e l axDofe Kngentſan
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Halle, Mittwoch, 22. Juni 1921.

actel Angelegenheiten

Ortsvorſtand. Am Freitag, den 24., abends 6.30 Uhr, Orts-
vorſtandsſitzung bei Wilsdorf.

vDvildungsausſchuß der SPD. Freitag, abends 6 Uhr, Sitzungin den Räumen der Redaktion. Vollzähliges Erſcheinen notwendig.

Eine Vorbeſprechung derjenigen Parteigenoſſen, die als Ver-
ter zur Hauptverſammlung der Volksbühne gewählt ſind,

t am Sonnabend, 7 Uhr, bei Wilsdorf, Karlſtr. 14, ſtatt.
wird gebeten, zahlreich zu erſcheinen.
Diſtriksführer. Am Donnerstag, den 23., abends 7.30 Uhr, in

Geſellſchaftshaus, außerordentliche Diſtriktsführer-
ng.

Halliſcher Gewerkſchafts- und Vereinskalender.
ier Sängerchor Halle a. S. Freitag abend 7 Uhr, Treffen

am Ranniſchen Platz zum r en. Es wird gebeten,
ählich r Stelle zu ſein, nachdem Uebungsſtunde im Vereins-

„Stadt Dresden“, Martinſtr. reitag finden im
inslokal ſangesluſtige Genoſſen Aufnahme im Verein.

Hulle-Scullreis
Halle, 22. Juni 1921.

Leitſütze für Parteigenoſſen.

1. Du an die Sozialdemokratie nicht nur glauben, ſonderndir auch ſozialiſtiſches Wiſſen und ſogialiſtiſde Weltanſchau

ung zu eigen machen.
2. Du ſollſt di r aufmerkſames Leſen der „Volksſtimme“
und ſozialiſtiſcher Literatur mit den politiſchen Tagesfragen

vertraut machen.
Z. Du ſollſt deine Arbeitskollegen davon überzeugen, daß weder

hraſen noch kritiſches Beobachten noch gleichgültiges Bei-
eiteſtehen, ſondern nur praktiſche Mitarbeit und

zielbewußte Politik dem Proletariat zum Vorteil gereichen.
4. Du ſollſt deshalb bei allen Gelegenheiten für die Sozial-

demokratiſche Partei wirken, der ſtärkſten Partei
Deutſchlands und der Partei, die wirklich poſitive Arbeit im
Sinne des Sozialismus leiſtet.
Du ſollſt immer beſtrebt ſein, der Partei neue Mitkämpfer
zuzuführen.

6. Du ſollſt keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, um neue
Leſer für die „Volksſtimme“ zu gewinnen.

7. Du ſollſt allen Veranſtaltungen der Partei, insbeſondere
aber an jeder Parteiverſammlung teilnehmen und
andre zur Beteiligung veranlaſſen.
Du ſollſt auf dem Lande an allen Orten, wo du hinkommſt,
re anenskente gewinnen und ſozialdemokratiſche Jdeen ver-

reiten.
10. Du ſollſt nie vergeſſen, daß du Kämpfer h für eine große

Jdee, ſollſt daran denken, daß es gilt, unſern Nachkommen
ein beſſeres Los zu erkämpfen, als es uns beſchieden iſt.
Erinnere dich ſtets der Leiden und Entbehrungen während
des Krieges, und wirke mit aller Entſchloſſenheit an der
Seite deiner Parteigenoſſen dafür, daß durch den Sieg des
Sozialismus neues Blutvergießen unmöglich wird.

Die Heilbehandlung der Kriegsbeſchädigten.
Amtlich wird uns mitgeteilt: Nach dem Reichsverſorgungs-
tz haben die Kriegsbeſchädigten -Anſpruch auf koſtenloſe Heil-ge idlung, ſolange die durch ein von den Ver re n

eſundanerkanntes Dienſtbeſchädigungsleiden hervorgerufeneheitsſtörung oder Leine raaſtitns der Erwerbsfähigkeit

1. beſeitigt oder weſentlich gebeſſert werden oder
2. wenn durch die r eine vorausſichtliche Ver

ſchlimmerung verhütet oder körperliche Beſchwerden behoben
werden können.

Die Durchführung der dadurch notwendig werdenden Heil-
behandlung liegt den Krankenkaſſen nach der Reichsver-
ſicherungsordnung (R. V. O.) ob. erſonen, die bereits einer
Krankenkaſſe nach der R. V. O. (d. ſ. Allgemeine Orts-, Land,
Betriebs-, Jnnungs-, Erſatz- und Knappſchafts-Krankenkaſſen)
angehören, ganz gleich ob ſie verſicherungspflichtig ſind oder nicht,

en ſich zum Zwecke der Heilhehandlung an dieſe zu wenden.
ichtverſicherungspflichtige Perſonen, die keiner Krankenkaſſe der

O. angehören, wenden ſich an die für ihren Wohnort zu
ſtändige Allgemeine Orts- bezw. Land-Krankenkaſſe.

Den Krankenkaſſen gegenüber dient der nach dem R. V. G.
von den r zu erteilende Rentenbeſcheid alsAusweis. Die bisher nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz
von 1906 erteilten Beſcheide reichen für die Erlangung von Heil-

ehandlung nach dem R. V. G. nicht aus. Da aber aus den wohl
mein bekannten Gründen geraume Zeit vergehen wird. bis

alle Beſchädigte einen gleichen Rentenbeſcheid nach dem R. V. G.
in Händen haben werden, erhalten ſie in allernächſter Zeit, ſoweit
es nicht ſchon geſchehen und der endgültige Beſcheid nach dem
R. V. G. noch nicht erteilt iſt, von dem zuſtändigen Verſorgungs-
amt einen vorläufigen Ausweis zur Erlangung von
Heilbehandlung. Dieſer wird unmittelbar vor der Ueber-
ſendung des endgültigen Rentenbeſcheides durch das Verſorgungs-
amnt wieder eingezogen. Der Ausweis enthält genaue Angaben

r die anerkannte Dienſtbeſchödigung und das anerkannte Dienſt-
igungsleiden, ſowie einen Hinweis über die in Betracht

mmenden Krankenkaſſen. Die Ausweiſe werden ohne beſondere
Antragſtellung durch die Poſt verſandt. Beſchädigte, die ſchon vor
der Zuſtellung Heilbehandſung in Anſpruch nehmen müſſen. er-

den Ausweis auf Verlangen ſofort.
Kriegsteilnehmer, deren angebliche Dienſtbeſchädigung vom

rgungsamt noch nicht anerkannt iſt, oder deren Rentenver-
fahren noch ſchwebt. haben ſich zunächſt an das Verſorgungsamt

wenden, falls ihr angebliches Dienſtheſchädignngsleiden eineV. an dung notwendig macht. Soweit ſie in dringenden Fällen
tnmittelbar die Krankenkaſe in Anſpruch nehmen. veranlaßt dieſe

erſorgungsamt die Prüfung der Frage. oß Heilbehandlung
auf Grund des R. V. G. gewährt werden kann.

Da die Durchführung der Heilbehandlung nunmehr geſichert
S können Koſten für auf eigene Rechnung durchgeführte Heil-

lung nicht mehr auf die Reichskaſſe übernommen werden.

Sondergericht.

Wieder einmal Mitläufer.
Vor der Krüger- Kammer erſchien der Arbeiter

lhelm Tinius aus Teutſchenthal. Eine frühere Ver
dlung gegen ihn war vertagt worden, da noch ein Gut-

ten über ſeinen Geiſteszuſtand einzuholen war. Er war
mlich im Kriege bei der Offenſive auf dem Kemmel-

derg verſchüttet worden und hat von dieſem Vorfall eine
nervsſe Belaſtung davongetragen. Außerdem iſt er

von der Jugend auf ſehr beſchränkt geweſen, kann
hlen nicht addieren und ſubtrahieren, die der kleinſte

B C tze mit Leichtigkeit bewältigt. Bei Ausbruch
der Teutſchenthaler Unruhen wurde er von Bewaffneten

e gezwungen, ſich in die Roteeinceihen zu laſſen. Damit liegt juriſtiſch natürlich

Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang Nummer 143

ein Anſchluß an bewaffnete Haufen vor, zumal da er noch
ein Gewehr getragen haben ſoll.

Aber der Sachverſtändige mißt ihm bei der Be-
ſchränktheit des Angeklagten nicht das Maß von Wider-
ſtandskraft zu, daß er ſich den Bewaffneten habe widerſetzen
können. Dieſe Ausſage greift ſogar der Herr Staatsan-
walt auf, der dem Angeklagten bei ſeiner Gedächtnis-
ſchwäche und Nervenzerrüttung nicht das zur Strafe nötige
Maß der Selbſtbeſtimmung zukraut. Deshalb hält hier der
Staatsanwalt S 52 für gegeben und beantragt Frei-
ſprechung des Angeklagten. Der Verteidiger kann
ihn natürlich in dieſem Antrag nur unterſtützen.

Aber wenn hier der Staatsanwalt einmal der Pſycholo-
gie und der Menſchlichkeit freien Lauf ließ, ſo hatte er ver-
geſſen, daß er vor der Krüger- Kammer plaidierte. Dieſe
konſtruierte auf den „Taten“ des Angeklagten unentwegt ein
„Verbrechen“ gegen das Entwaffnungsgeſetz und verur-
teilte den Angetlagten zu der „mildeſten“ Strafe von
3 Monaten Gefängnis.

Die Bergleute Hilprecht, Robert Heſſel und
Eduard Booſt aus Lodersleben und Höhnſtedt, die
im Dienſte der Aufruhrbewegung geringe Vergehen e u
ſchulden kommen ließen, wurden etwas milder angefaßt. Ob-
wohl Hilprecht und Heſſel bei Einwohnern ihres Ortes
Waffen requirierten, kamen ſie mit 6 Monaten Gefängnis
und Strafaufſchub davon. Sie haben aber auch eine
beinahe zweimonatliche Unterſuchungshaft in Eisleben,
Nordhauſen, Kaſſel und Halle hinter ſich. Booſt, der ohne

h einen Revolver trug, im übrigen aber
der Aufſtandsbewegung gänzlich ferngeblieben ſein will, wird
wegen Verſtoß gegen das Entwaffnungsgeſetz zu 3 Monaten
Gefängnis verurteilt. Auch ihm wurde Strafaufſchub
zugebilligt.

Der Leungaarbeiter Richard Kurzhals, der ſich wie
ſo viele andere am Karfreitag in das Leunawerk begab, dort
feſtgehalten und eingereiht wurde, wurde von der Stamm m-
Kammer zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt. Es ſoll ge-
prüft werden, ob der Angeklagte der bedingten Strafaus-
ſetzung würdig iſt Bedächtigkeit iſt eine edle Zier. D. B.)

Die Butab- Verſammlung im Lichte Echmoks.
Der von uns in der geſtrigen Nummer unſerer Zeitung ge-

kennzeichnete Schmok der deutſchnationalen „Hall. Ztg.“ hat ſich
auch in der am Montag im Neumarkt-Schützenhaus ſtattgefunde-
nen Butab- Verſammlung ausgetobt. Dort ſprach das bekannte
Mitglied der Sozialiſierungskommiſſion, Architekt Heinr. Kauf-
mann (Berlin) über das Thema „Die anderen und wir!“
Jn allervornehmſter und ſachlichſter Weiſe zeigte der Referent die
Gefahr der gelben Harmonieduſeloereine und aller ähnlichen

l e Nichtsdeſtoweniger erbrachte inder Diskuſſion ein „würdiger“ Vertreter der „anderen“, der deutſch-nationale Gelbenhäuptling Klitſch, den Beweis, daß die Un-
duldſamkeit gegen Andersdenkende in dieſen Reihen gang und
gäbe iſt. Jn der provokatoriſchſten Weiſe verſtand es dieſer Herr,die Gefühle der Verſammlung zu verletzen, den Butab mit dem
letzten Kommuniſtenputſch in Verbindung zu bringen und beſaß
dann endlich noch die Frechheit zu rufen: „So holt euch doch
euren Führer Hölz hierher!“ Begreiflicherweiſe riß
natürlich hier die Lammesgeduld der Verſammlung und der Pro-
vokateur mußte das Rednerpult verlaſſen. Darüber erhebt nun
der ſchon genannte Schmok in der „Hall. Ztg.“ lautes Geſchrei undhat wieder (wie am Kyffhäuſer) mehr de n und gehört als all
die anderen gewöhnlichen Sterblichen. Geriſſen verſucht er den
Unmut der dort verſammelten Angeſtellten und Beamten auszu-
ſchlachten und benutzt dabei ſo manches ſchon längſt abgedroſchenye
demagogiſche Knifflein. Ganz abgeſehen von den „wüſten Rauf-
ſzenen“, die er in bekannter Breite ausmalt und ſelbſtverſtändlich
dem „neuen Zeitalter“ an die Rockſchöße hängt, gebraucht dieſer
auch noch die offenſichtlichſten Unwahrheiten und Verdrehungen.
So erfindet Schmok einfach (um die maßloſe Provokation des
Herrn Klitſch vor der Oeffentlichkeit abzuſchwächen) zu deſſen oben-
genannten beleidigenden Ausſpruch noch einen Zuſatz und ſchreibt
dreiſt und gottesfürchtig, Herr Klitſch hätte geſagt: „Holen Sie
doch Jhren Führer in Mitteldeutſchland Hölz,her, der kann einen Vortrag über den Internationalismus halten!“ Der Nachſatz iſt glatt er-
funden, was viele Zeugen bekunden können. e dann die näch-
ſten Diskuſſionsredner ſich auf den Standpunkt ſtellten, die Aus-
führungen des „nationalen“ Gelben ſtänden ſo tief, daß ſich ein
Eingehen darauf erübrige, ärgerte Schmok ganz gewaltig und ſo
konſteuierte dieſer Taufendkünſtler folgenden Satz: „Den weiteren
Verlauf der Verſammlung füllten dann nur noch dauernde pöbel-
hafte Verleumdungen und Beleidigungen aus“. Auch das iſt eine
Unwahrheit, die ſich ebenfalls nur wieder aus verzweifelten Man-
gel an ſachlichen Argumenten erklären läßt. Wahrlich Schmok
und Klitſch im Rahmen der „Hall. Ztg.“ bilden eine treffliche Jllu-
ſtration für alle denkenden Angeſtellten und Beamten, die den
Sumpf dieſer „anderen“ einmal näher kennen lernen wollen!
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Graphik der Dresdener Kunſtgenofſenſchaſt
bei Tauſch K Groſſe.

Auch dieſe Ausſtellung bekräftigt nur die Befürchtung, daß
man jetzt die „Expreſſioniſten“ zweiter Garnitur bekommt. Hier
auf dieſer Schau ſieht man allerdings nur 2 oder 3 Leute dieſer
Gattung, doch dieſe ſprechen buchſtäblich Bände. Jntereſſant iſt
zu beobachten, welches Vorbild ſich dieſe Leute ausgeſucht haben.
Nicht etwa die Leute der ehemaligen „Brücke“: Pechſtein,
Heckel, Kirchner, Nolde, Schmidt-Rottluff, oder
Kokoſchka oder Marc oder gar die Radikalen der „Novem-
bergruppe“, ſondern ausgerechnet Willy Jaeckel. Da-
mit iſt nur ein bedingtes Werturteil gegen Jaeckel geſagt. Er
hat ein ſtrotzendes Können, er weiß mit größter Sicherheit einMotiv in ine anzen Fülligkeit hinzuſtellen. Der Reſt iſt
Augenerlebnis. Doch das hat kleine Talente beſtochen und ich
hatte im April dieſes Jahres in der Königsberger Se-
zeſſion ein vollkommenes Plagiat eines Jaeckelſchen Bildes vor
Augen. Ein Maler Franz Skaklis brachte es bis zur Ueber-
einſtimmung der Gliederhaltung zweier Perſonen. Hoffmann-
Juan auf dieſer Ausſtellung rückt nun zwar nicht in ſolche Nahe,
aber eine Anlehnung iſt unverkennbar. Vieles ſpricht da mit:
die Unterſtreichung der Glieder, die Anordnung, die Haltung derKörper. Bele ierfür iſt eine Kompoſitionsſkizze reaſ;

fung eibes“.ir haben dann noch eine äußerſt aufſchlußreiche (wahr
ſcheinlich zufällige!) Gegenüberſtellung. Zwei Leute, die ihr
Hauptgewicht auf vollkommen detaillierte Durcharbeitung ihres
Motives legen. Radierungen von Richard Müller und
Erich Wolfsfeld. Und gerade durch dieſe Gegenüberſtellung
erweiſt ſich der Bluff und die Hohlheit dieſes ſchon faſt „be-
rüchtigten“ Müller. Gegenüber der ernſten Arbeit vonWelfsferv haben wir hier die techniſche Handfertigkeit ohne

eden Sinn und Berechtigung. Müller repräſentiert ſeinem
erk das, was man eitel Bürgerfreude nennen könnte.

Sonſt ſieht man Arbeiten, die zu wenig, zu indifferent ſind.
Aber doch Arbeiten mit keinem Ausbrechen ins Geſchmackloſe.
t Dorſch, Franz Gaudeck, Hoffmann-tollberg und Hans Spank verraten in dieſem Reigen
noch eine beſondere Jndividualität. Aus dem Hanzen fallen
ſchließlich Paul Dienſt, Hans Völker (in keiner Beziehung
mit dem halliſchen Völker!) und Etha Richter. Hier iſt
kein großer Ausſpruch, aber iſt gerade deshalb eigengewächſige

Kunſt. Etha Richter zaubert mit ein paar Strichen zwei
Katzen auf die Zeichenfläche, R eine klare Form in-
milten einer frohen Kolorierung und Paul Dienſt bringt inſeiner „Ziegelei“ eines der icherſten und mitnehmenſten Aquarelle

der ganzen Schau. Brattskoven,
Die Gelben rühren ſich!

Der nationale Arbeiterbund hält ſeine Zeit für gekommen
und glaubt nunmehr auch in Halle große Anhängerſcharen um
ſich ſammeln zu können. Zu dieſem Zwecke hat er ſeiner Geſin-
nung entſprechend große gelbe Plakate zum Aushang gebracht,
in denen unter allerlei Verſprechungen aufgefordert wird, dem
nationalen Arbeiterbunde beizutreten; denn nur er ſei in der
Lage, den Arbeitern und Angeſtellten eine goldene Zukunft zu
bereiten. Es iſt ganz beſonders bemerkenswert, daß als einer
der erſten der Roßſchlächter Thurm und das dazu gehörige Reſtau
rant „Herrenkrug“ die Plakate öffentlich ausgehängt hat, ebenſo
ein in der Nähe befindliches Zigarrengeſchäft. Dieſe Geſchäfte
liegen im ausge prochenen Arbeiterviertel. Es würde daher nichts
ſchaden, wenn die Arbeiter ſich die Plakate in jenen Geſchäften
ganz beſonders anſehen und ihr Verhalten ihrer Anſicht ent-
ſprechend danach einſtellen würden.

Neuer Tarifabſchluß für die Arbeiter bei der Poſt. Nach län
geren Verhandlungen iſt am 15. r zwiſchen dem Reichspoſtminiſterium, dem Deutſchen Verkehrsbund, der Deutſchen So

gewerkſchaft und dem Verbande des Bayeriſchen Poſt- und Tele-
graphenperſonals ein neuer Parifvertrag für die Arbeiter im Be-
reiche der Reichspoſt- und Telegraphenverwaltung abgeſchloſſen
worden, der am 1. Juli in Kraft tritt.

Poſtfrachtſtücke nach der Ueberſee. Demnächſt werden von den
Poſtanſtalten wieder gewöhnliche Poſtfrachtſtücke bis 20 Kg. und
ſolche mit Wertangabe nach Angola, Belgiſch-Kongo, Dohomey,
Elfenbeintüſte, Franzöſiſch-Aequatorial-Afrika, Franzöſiſch-Guinea,
Gambia, Goldküſte, Kamerun, Liberia, Moſambik, Nigeria, Por-
tugieſiſch-Guinea, St. Thomas und Principe, Senegal, Sierra
Leone, Spaniſche Niederlaſſungen im Buſen von Guineg und
Togo angenommen. Die Seebeförderung dieſer Poſtfrachtſtücke
erfolgt ab Hamburg mit deutſchen Schiffen. Das Nähere iſt bei
den Poſtanſtalten zu erfahren.

Jn Oberſchleſien werden Poſtſäcke von den Aufrührern zenſiert.
Nach einer dem Reichspoſtminiſterium zugegangenen Nachricht,
wird der Jnhalt der Poſtſäcke, die in begrenzter Anzahl in das
Aufſtandsgebiet Oberſchleſiens befördert werden, von den Auf-
rührern regelmäßig geprüft und zenſiert.

Deutſcher Rentnerbund, Ortsgruppe Halle und Amgebung.
Jn der geſtern in der Aula des Stadtgymnaſiums abgehaltenen
ſehr ſtark beſuchten Verſammlung erſtattete der Vorſitzende und
Geſchaftsführer, Herr Robert Somburg, einen Bericht über
die kürzlich in Berlin ſtattgehabte Generalverſammlung des ge-
ſamten Rentnerbundes, woraus u. a. hervorging, daß ſich die Or-
ganiſation jetzt lücdenlos über das ganze Reich erſtreckt und in
26 Landesverbänden über 100 000 kleine und mittlere Rentner in
ſich vereinigt. Die Erleichterungen, welche die Novelle vom
24. März d. J. zum Reichseinkommenſteuergeſetz vorſieht, ſind
hauptſächlich durch das Betreiben des Rentnerbundes unter warm-
herziger Mithilfe der Reichstagsabgeordneten entſtanden. An
träge auf Reichszuſchüſſe an Erwerbsunfähige notleidende Rentner
und Rentnerinnen bis zur Höhe der Sätze der Erwerbsloſenfür-
ſorge find bereits geſtellt und darf die Genehmigung erhofft wer-
den. Der größte bisher erreichte Erfolg der Arbeit des Bundes
iſt darin zu finden, daß ſich jetzt allgemein ein verſtändnisvolles
Gefühl für die ſchwierige Lage der kleinen und mittleren Rentner
entwickelt hat. Von dieſem Geſichtspunkt heraus haben u. a. auf
Antrag des Vorſtandes ſich mehrere hieſige größere Fach-Vereini-
gungen bereit erklärt, den Mitgliedern des Rentnerbundes weit-
gehende Gebührenermäßigung zu gewähren, wovon die Verſamm-
lung unter Dankesausdrücken Kenntnis nahm. Ebenſo wurde
gern davon Notiz genommen, daß der Preuß. Juſtizminiſter auf
Antrag des hieſigen Vorſtandes genehmigt hat, daß bei Verpfän.
dung oder Eintragung von Hypotheken als Sicherheitsleiſtung für
geſtundete Reichsnotopferabgaben die ſehr teueren Gerichtsge-
bühren nicht erhoben werden. Hierauf wurden noch eine Anzahl
Fragen zur Milderung der Rentnernot behandelt, woraus hervor
ging, daß ſich der Bund ſehr weite wirtſchaftliche Ziele geſteckt
hat. Die unter ſpezieller Leitung des Herrn Titus Teget-
meyer ſtehende Steuerberatungsabteilung iſt von
den Mitgliedern beſtändig lebhaft in Anſpruch genommen worden.
Schließlich wurde an Stelle des verſtorbenen Dr. Hötte noch Herr
Karl Ditt mar als Beiſitzender des Vorſtandes gewählt.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 724 Uhr, gelangt
Verdis Oper „Der Troubadour“ zur Aufführung. Donnerstag
„Prinz Friedrich von Homburg“. Freitag „Lohengrin“.
Sonnabend „Wenn Liebe erwacht“. Sonntag nachmittag Volks-
vorſtellung „Othello“, abends Gaſtſpiel Herbert Stock von der
Berliner Staatsoper „Der Roſenkavalier“.

Freie Volksbühne Halle. Kabale und Liebe. Anfang
75 Uhr. Spieltage: I: Freitag, den 24., K: Sonnabend, den 25.
Juni. Gas. Anfang 7:- Uhr. Spieltage: A: Montag, den
27., B: Mittwoch, den 29., C: Donnerstag, den 30. Juni, D- Sonn-
abend, den 2. Juli 1921.

Guſtav Bertram im Walhalla-Theater. Die überaus luſtige
Poſſe „Der keuſche Maharadſcha“ wird nur noch bis Ende dieſer
Woche gegeben; da Guſtav Bertram nächſten Montag bereits mit
ſeinem dritten Schlager, der luſtigen und ſehr melodiſchen Ope-
retten-Poſſe „Hänſeleberpaſtete“ heraus kommt. Nächſte
Woche alſo, wird „Gänſeleberpaſtete“ in aller Munde herumgehen.
Da „Der keuſche Maharadſcha“ täglich volle Häuſer erzielt, iſt es
ratſam, ſich tagsüber von 1 Uhr und von 6 Uhr ab Eintritts-
karten zu beſorgen.

Zoologiſcher Garten. Für die morgen, Donnerstag nachmittag
und abend im Joologiſchen Garten ſtattfindenden beiden Kon-
zerte des Philharmoniſchen Orcheſters iſt als Gaſtdirigent der
Obermuſikmeiſter Bührig gewonnen worden. Herr Bührig
war früher Dirigent des Trompeterkorps des Feldartillerie-Regts.
Nr. 55 in Naumburg. Durch die zahlreichen Konzerte, die er
hier in Halle mit ſeiner Kapelle ausführte, wird er den Konzert-
beſuchern noch in beſter Erinnerung ſein.

Zoologiſcher Garten. Merkwürdige Jnſektenformen aus Jn-
dien, die durch vollkommene Anraſſung an ihre Umgebung zu den
biologiſch intereſſanteſten Tieren gehören, ſind augenblicklich im
Warmhaus des Nilpferdes ausgeſtellt. Jn einem kürzlich geſchenk-
ten Terrarium ſuchen viele Beſucher zwiſchen grünenden Zweigen
vergeblich nach Tieren, bis endlich ein kleines Aeſtchen ſich zu
bewegen beginnt und als Stabheuſchrecke erkannt wird.
Noch viel ſchwerer läßt ſich zwiſchen den Eichblättern des anderen
nebenſtehenden Behälters das wandelnde Blatt heraus-
finden. Seinen Namen verdient dieſe Heuſchreckenart mit Recht;
denn durch ſeine Größe, flache Formen ſelbſt die Beine ſehen
wie Blattzipfelchen aus und grüne Farbe ahmt es vollſtändig
genau, ſogar bis auf die Aderung, ſein Vorbild nach.

Sport und Körperpflege.
Mitteldeutſche Spielvereinigung des Arb.- Turn u. Sportbundes

(2. Kreis, 6. Bezirk).
Am vergangenen Donnerstag ſpielte H F. C. „Minerva“egen V. f. B. Lettin 5:3 Tore, zugunſten der Arbeitsloſen

lm Sonntag gewann 5. F. C. „Minerva“ gegen H. F. C. „Vik-
torig 4 1 Tore.

Am Mittwoch, den 23. Juni findet auf dem Sandanger,
Spoctplat „Vikloria“, zu Gunſten der Arbeitsloſen ein Spiel zwi-
chen unſeren Kreismeiſter „Minerva“ und Sportverein „Fichte“
tatt. Anfang des Spieles 557 Uhr abends,

e



Ptbbin; und Umgegend
An die taubſtummen Parteimitglieder.

Zur Erledigung beſonderer Angelegenheiten, die Taubſtummen
näher beruhren, beſteht ein Parteibund der Taubſtum-men. Zuſchriften und Anfragen ſind an deſſen Geſchäftsſtelle
j. Hd. de S. naſſen Karl Brachmann, Reukölln, Pionierſtr. 4, zu
richten. Wir bitten die Ortsvereine etwaige taubſtummen Par
teimitglieder auf obige Adreſſe aufmerkſam zu machen.

Sogialdemokratiſcher Bezirksverband Halle.

Der Bezirksvorſtand.
J. A. R. Drelche r.

Die Arbeitsmarktlage der Provinz Sachſen im Mai.

Jm Berichtsmongt, vor allem in ſeinem letzten Viertel, war
im algemeinen eine geringere Beſſerung der Arbeitsmarttlage zuerzeihnen. Vieſe Erſcheinung iſt der Jahreszeit entſprechend, ſo
daß de nicht ohne weiteres eine Belebung des Arbeitsmarktes

et werden darf. Die Zahl der unterſtützten Erwerbsloſen
am Schluſſe des Monats 7906 (7032). Davon entfielen

tegterungsbezirte Magdeburg 4768 (4761), Merſeburg
Erfurt 1204 (1162) und Anhalt 184 (179). Die Er-

e der Erwerbsloſenziffer iſt weit überwiegend auf die Aus-
erung der Bauarbeiter im Mitteldeutſchen Jnduſtriegebdiet
rud ha unren. Am 7. Juni kam es auf Grund eines Schieds-
es zu eiſter Linigung zwiſchen den Arbeitgebern und -neh-

meri, o daß die Arbeit überall wieder aufgenommen worden iſt.
un der Landwirtſchaft war der Bedarf an ledigen

Knechten und Magden in der erſten Hälfte des Monats verhäalt-
ist z nicht grotz. Rach Pfingſten ſetzte die Feldarbeit jedoch

Umfange Und damit eine ſtarke Nachfrage nach ledigen
ein. Die Wanderarbeiterinnentransporte ließen hinſicht-

Siurtte ſehr zu wünſchen uübrig. Sehr fuühlbar machte ſich
n weibtichem Dienſtperſonal. Die Lage im Berg-

Kalibergoau, verſchlechterte ſich dauernd.
tie der Steine und Orden, vor auem die Zieze-
weiter gut mit Aufträgen verſehen. Die ſchlechte Lage

in der Metallinduſtrie hielt an. Die chemiſche Jn-
dutrie zeigte kein einheitliches Bild. Die Leunawerte ſtellten

eiter eine ergebliche Anzahl von Arbeitern ein. Ferner fanden
pilmfadbrit Wolſen, bei der grohe Auslandsaufträge vor-
a9tteihe weibliche und männliche Arbeitsträfte Auf-

Ueber die Tertilinduſtrie iſt nichts Weſentliches
Die Lage in der Papierinduſtrie hat ſichren 9 9r L Dieallgemeinen im Laufe des Monats etwas gebeſſert. Die

Lage in der Lederinduſtrie war nicht günſtig. Eine all
geein gultige Beurteilung der Holzinduſtrie iſt nicht mög
lic Das Rahrungsmittelge werbe zeigte eine ganz
leichte Beſſerung. Der Geſchäftsgeng im Bekleidungs-
nd Reinigungsgewerbe war günſtig. Jm Bau-

werde waren die Verhältniſſe ſehr gut. Der Bedarf an
Kaurern konnte bei weitem nicht gedeckt werden. Auch an Malern

herrſchte großer Mangel. Die Ausſichten im graphiſchen
Gewerbe waren weiterhin ſehr ungünſtig. Jn den kauf-
män niſchen und techniſchen Berufen war die BVeſchäftigungs-
möglichteit nach wie vor ſchlecht. Jm Gaſt- und Schank-
virtſchafts gewerbe war die Vermittlungstätigkeit in-
folge des günſtigen Wetters gut. Das Schiffahrts-
gewerbe hatte über Ladungsmangel zu klagen. Der Bedarf
an Hausperſonal war unverändert groß; er überſtieg das
Angebot bei weitem. Die Tätigkeit in der Lehrſtelleny-
vermittlung war ſchwach. Die Rachfrage nach weiblichen
Kochlehrlingen für Saiſonſtellen in den Harzhotels konnte nicht
gedeckt werden.

Sondergericht Torgau.

Auf der Anklagebank ſitzen die Gebrüder Julius König,
21 Jahre, Emil König 19 Jahre, und Otto König 26 Jahre, aus
Alberſtedt. Sämtliche haben an der Aufruhrbewegung in Eis-
leben und Umgegend teilgenommen. Das Urteil lautete für jeden
Angeklagten 8 Monate Gefängnis, wovon 6 Wochen der erlitte-
nen Unterſuchungshaft angerechnet werden.

Der Angeklagte Otto Froberg, 20 Jahre, aus Helbra, wird
deſchuldigt, ſich einem bewaffneten Haufen angeſchloſſen zu haben,
welcher ſich in der Gegend von Hettſtedt zuſammengeſetzt hatte.
Er ſchilderte ſeine Zwangslage in der er damals gehandelt hatte.
Das Gericht ſchenkte ſeinen Angaben Glauben und ſprach ihn frei.

Es wurde weiter gegen den Angeklagten Johann Ray aus
Langenbogen verhandelt. Derſelbe wird beſchuldigt ſich einem be-

n Haufen angeſchloſſen zu haben. Der Staatsanwalt be-
ragte eine Gefängnisſtrafe von 6 Monaten. Das Gericht ſchloß

ſich dem an und erachtet 6 Wochen als verbüßt.
uch den Angeklagten Riſche, Richter und Thiele aus

erode ſollen ſich einem bewaffneten Haufen angeſchloſſen
haben. 'Da der Aufruf ergangen war, daß ſich alle wehrfähigen
Männer zu melden hätten, hat dies der Riſche auch getan. Er
hat dann vor dem Lokal des Aktionsausſchuſſes Poſten geſtanden.
Ein Gewehr habe er nicht gehabt. Zwei Tage ſpäter hat er wie-
der Poſten geſtanden. Da er diesmal ein Gewehr erhalten hatte,

ill er es dald darauf fortgeworfen haben und nach Hauſe gegan-
gen ſein. Richter will geholt worden ſein, um einen Fremden den
Weg zu zeigen. Dazu hätte er ein Gewehr erhalten. Bei Schmal-
zerode habe er einen Schuß abgeben müſſen, dann will er ſich ge
drückt haben. Thiele hat mit Hilfe ſeiner Trommel die Verſamm-
lung und den Aufruf bekannt geben müſſen. Urteil: Riſche 3 Mo-
nate Gefängnis, ſechs Wochen der Unterſuchungshaft gelten als
verbüßt. Richter und Thiele je 6 Wochen Gefängnis, die durch die
erlittene Unterſuchungshaft als verbüßt erachtet werden.

Sondergericht Wittenberg.
Folgende zwölf Angeklagte ſind im Leunawerk gefangen ge-

nommen worden und werden wegen Anſchluß an einen bewaff-
neten Haufen verurteilt: Alfred Thiel aus Leipzig, 24 Jahr, zu
1 Jahr, Paul Urban aus Leunga, Wilhelm Richter aus Riet-
lehen, Emil Meiſter aus Halle und Hyronimus NRapirkow-
ſky aus Merſeburg zu je 8 Monaten, Karl Grotche aus Rien-
urg zu 7 Monaten, Ewald Krim mer aus Pobleß, 19 Jahr,

Karl Kriegel aus Halle, 19 Jahr, Guſtav Rudloff aus
Biendorf, 19 Jahr, Walter Schlapke aus Markranſtädt, 22
Jahr, und Hugo Heida aus Weißenfels, 21 Jahr, zu je 6 Mo
naten Gefängnis, der Schloſſer Julius Steiß aus Brünn, zuletzt
in Naumburg wohnhaft geweſen, wird auf Koſten der Staatskaſſefreigeſprochen. Soweit Herattellung erfolgt iſt, werden je neun

Wochen der Unterſuchungshaft J e rimmer, Kriegel,
Rudloff, Schlapke und Heida erhalten außerdem 3 Jahre Straf-
gusſetzung

Ver 24 Jahre alte Arbeiter Oskar Feuer aus Mockerling war
on Mücheln aus nach Leung zur Verſtärkung geſchickt worden,

wo er mit gefangen wurde. Er wird wegen Anſchluß an einen
bewaffneten Haufen zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt. Zwei
Monate gelten als verbüßt.

Der Schloſſer Peter Glück aus Halle, 20 Jahre alt, war am
Karfreitag beim Fußballſpiel von zwei Männern aufgefordert
worden, ſich der Roten Armee anzuſchließen, welcher Aufforderung
er auch Folge leiſtete. Er zog mit nach Teutſchenthal und Am-
mendorf, wo er am zweiten Ofterfeiertag im Schwarzen Adler
feſtgen en wurde. Das Urteil lautet auf 5 Monate Gefäng-
nis, wovon 9 Wochen als verbüßt gelten.

Der Arbeiter Willi Mahr aus Benndorf, 19 Jahre alt, hat
mit einem Gewehr etwa eine Stunde Poſten für die Rote Armee
geſtanden; er gibt dies zu, will aber dazu gezwungen worden
ſein. Das Gericht verurteilt ihn nur wegen Vergehens gegen das
Entwaffnungsgeſeg zu 6 Wochen Gefängnis, die als verbußt
gelten.

Der 19jährige Heizer Joſef Rowaittng aus Mücheln wird
von der Anklage des Anſchluſſes an einen bewaffneren Haufen
anf Koſten ver Staauslahe ruh.

Der Arbderwer Karl Kunze aus Reubiendorf, 21 d alt,
Drei Neumark mit noch einem anderen Genoſſen m Ka S

ten geſtanden. Von dieſem Poſten aus 49 auf ein
fahrendes Auto gen worden. Der Angeklagte beſtreite
aber, geſchoſſen zu haben, und wart daß von dem anderen
Genoſſen. den er dem Ramen nach nicht kennt, geſchoſſen worden
iſt. Urteil 9 Monate Gefängnis und 300 Mark Geldſtrafe. Sechs
Wochen gelten als verbüßt. t

Der 19 Jahre alte Arbeiter Karl Bunge aus Döllnitz hat
einer bewaffneten Abteilung der Roten Armee die Wohnung des
Landfägers Lindner gezeigl, damit dieſer er verhaftetwerden konnte. Die Strafe lautet auf 6 Monate ſänignis doch

erhält der Angeklagte 3 Jahre irreDie Bergarbeiter Paul Hei ne 20 Jahr, und
Robert Goldſchmidt, 18 Jahre alt, beide aus Blankenheim,
geben an, zum Anſchluß an die Rote Armee gezwungen worden
zu ſein. Sie ſind dann mit der Rote Armee nach mmelburg,
Wolferode und Biſchofsrode gezogen. Auch hat jeder ein Gewehr
bekommen. Sie ſind dann beide geflohen und haben die Gewehtre
mit nach Hauſe genommen. nachdem ſie vorher vergeblich verſucht
haben wollen. dieſelben abzugeben. Goldſchmidt wird zu vier
Monaten Gefänignis verurteilt, von denen ein Monat als ver
düßt gilt. Das Verfahren gegen Heidenreich wird abgetrennt und
zwecks weiterer Zeugenladung vertagt. Goldſchmidt erhält außer-
dem 3 Jahre Strafausſetzung. Der Staatsanwalt hatte gegen
Heidenreich 14 Jahr und gegen Goldſchmidt 1 Jahr Gefängnis
und je 300 Mark Geldſtrafe beantragt.

Leunaarbeiter!
Alle Arbeiter, welche bei den Märzunruhen im Leunawerke

oder bei einer bauenden Firma Schaden oder Verluſt an be-
weglichem Eigentum (Kleidungsſtücken, Handwerkszeugen und Ge-
brauchsgegenſtänden) erlitten haben, müſſen die Anmeldung ihrer
Anſprüche auf Erſatz des erlittenen Schadens nunmehr unverzüg-
lich ſpäteſtens aber bis zum 29. Juni 1921 bei den eingeſetzten
Ausſchüſſen anmelden. Nach g 6 Adſ. 2 des Tumultſchadengeſetzes
beträgt die Friſt zur Anmeldung und damit zur Anerkennung
überhaupt, drei Monate nach Eintritt des Schadens. Wer alſo
nach dem 29. Juni 1921 einen Anſpruch auf Schadenerſatz ſtellt.
muß abgewieſen werden, es ſei denn, daß er ohne ſein Verſchulden
(Verhaftung. ſchwere Krankheit) die Friſt verſäumt hat. DieAdreſſe des Ausſchuſſes für den Bezirk Werſebur iſt: Rechtsan-
walt Dr. Hans, Merſeburg, Gr. Burgſtr. 5. Hahin ſind die
Meldungen unter genauer wahrheitsgemäßer der be-
ſchädigten oder verlorengegangener Gegenſtände, ſowie deren
Verwahrungsort und Wertangabe zu richten. Weitere Auskunft
und Hilfe in den Arbeiterſekretariaten und Gewerkſchaftsbureaus.

Städtiſches ArbeiterSekretariat Weißenfels a. S.,
Saalſtr. 10, Erdgeſchoß, links.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis,

Eisleben. Volksbühne. Die nächſte Sitzung des Ver-
waltungsrates findet am Freitag, den 24. Juni, abends 89 Uhr,
im Volkshauſe ſtatt. Es iſt mit Rückſicht auf die durch ſchriftliche
Mitteilung zugehende Tagesordnung von größter Bedeutung, daß
ſämtliche Mitglieder des Verwaltungsrates und des künſtleriſchen
Ausſchuſſes anweſend ſind. Die Geſchäftsſtelle der Volksbühne iſt
mit dem 22. d. Mis. in den „Mansfelder Hof“ verlegt. Alle Zu-
ſchriften, Beſuche uſw. ſind daher ausſchließlich an den „Mansfelder
Hof“ zu richten.
Eisleben. Gymnaſium und Schutzpolizei. Die
Schutzpolizei ſoll im Seminar untergebracht werden. Die Räu-
mung der Mädchenſchule ſoll ſich vollziehen. Das Seminar ſelbſt
ſoll im Gymnaſium untergebracht werden, weil das letztere wegen
ſich immer mehr zeigenden ſchwachen Beſuchs der Auflöſung an-

ſoll. Das hat zu einer Proteſtkundgebung aller an der
rhaltung des von Martin Luther begründeten hummaniſtiſchen

Gymnaſiums geführt, die in einer dementſprechend abgefaßten Re-
ſolution gipfelte. Nebenher laufen in der bürgerlichen Preſſe Ar-
tikel in dem offenſichtlichen Beſtreben, den Aufenthalt der Schutz

in der Volksſchule als Rotſtand vorübergehender Art zu
zeichnen. Eine andere Lesart wiederum will die Schupo in

Baracken unterbringen. Das dürfte wiederum der Schupo nicht
gefallen, deren Beamte einem beſtimmten Adzng vom Gehalt für
Unterkunft unterliegen. Der Streit um die Räumung der Volks-
ſchule nimmt immer ſchärfere Konturen an. Es dürfte aber trotz
allem Proteſtes das Gymnaſium der Auflöſung anheim fallen

Mansfeld. Kampf gegen die Tuberkuloſe. Die
Gründung eines Vereins zur Bekämpfung der Tuberkuloſe, die
nach dem Kriege auch bei uns in unheimlicher Weiſe weiter um
ſich gegriffen hat, bezweckte eine Verſammlung, zu der vor einigen
Tagen Jntereſſenten in das Kreishaus eingeladen waren. Die
Anregung geht vom Kreisarzt Herrn Dr. Jckert aus, der zu dieſer
hochwichtigen Frage in einem längeren Vortrage Stellung nahm.
Der Verein iſt ſo gedacht, daß er im ſelbſtverſtändlichen Zuſam-
menwirken mit den vom Kreiſe bereits getroffenen Maßnahmen
dieſe nach Möglichkeit weiter ausgebaut bezw. vertieft. Es dürfte
am zweckmäßigſten ſein, die Löſung dieſer ſich vom Verein ge
ſtellten Aufgabe einer ſtädtiſchen Geſundheitskommiſſion, die ſich
aus Vertretern der ſtädtiſchen Körperſchaften ſowie aus Mit-
gliedern der Bürgerſchaft zuſammenſetzt, zu überlaſſen. Vertreter
der Medizin ſowie Naturheilkunde können dann gemeinſam an
der Hand von Erfahrungen zum Wohle der Allgemeinheit in der
Bekämpfung dieſer Volksſeuche wirken.

Sangerhauſen. Wochenbericht des Kreisarbeits-
amtes vom 8. bis 14. Juni. Die Landwirtſchaft war in der
Berichtswoche aufnahmefähig und konnten die gemeldeten Stellen
mit einigen Ausnahmen für ledige Knechte beſetzt werden. Von
13 ſtellenſuchenden Schloſſern konnten nur 2 im Fach untergebracht
werden. Die Zahl der ſtellenſuchenden Arbeiter iſt, da Arbeit in
der Landwirtſchaft, infolge zu niedrigen Lohnes verweigert wird,
auf 20 geſtiegen. An Kaufleuten bezw. Bürogehilfen ſind zur
Zeit 10 ſtellungslos e Die offenen Stellen für Maler
konnten bisher nicht beſetzt werden. Der Bedarf an Haus und
Küchenmädchen, ſowie Dienſtmädchen fürs Land und Arbeiterin-
nen konnte nicht annähernd gedeckt werden. Arbeitsloſenunter-
ſtützung zahlte die Stadt Sangerhauſen im Laufe der Berichts-
woche an 9 Arbeiter, 2 Geſchirrführer, 5 Schloſſet, 1 Maſchinen
Arbeiter, 1 Fleiſcher, 2 Buchbinder, 1 Drechſler, 1 Tiſchler, 1 Kauf-
wann und 1 Gutsinſpektor

Wittenberg Schweinitz.

Wittenberg. Mitgliederverſammlung des Reichs
bundes der r und -Hinter-bliebenen. Kam. Liebold eröffnet die ſehr beſuchte
Verſammlung im Vereinslokal Muth. Eine reichhaltige Tages-
ordnung muß erledigt werden. Zehn Reuaufnahmen ſind zu ver
zeichnen. Zu Punkt 2, Bildung eines Arbeitsausſchuſſes referiert
Kam. Schmidt über Zwecke und Ziele dieſes Ausſchuſſes. Kam.
Knöfler unterſtreicht die Ausführungen und legt vor allem den
Hinterbliebenen ans Herz, den Ausſchuß, der Beratungsabende
einrichtet, in Anſpruch zu nehmen Einſtimmig werden die Kame-
raden Schmidt, Brachwis, Knöfler, von den Hinterbliebenen Frau
Seiffert, m Lukaſcheck gewählt. Durch Kam. Schmidt iſt ein
Schreiben kan den Magiſtrat Ferichtet worden, zwecks Schaffung
einer Badegelegenheit für Schwerbeſchähigte und Amputierte.
Dem Antrag iſt von Seſten des Magiſtrats nicht voll und ganz
entſprochen worden An einzelnen Tagen der Woche werden Zel-
len reſerviert, aber baden muß der Amputierte wo alles baden
geht. Ein wenig mehr ſoziales Verſtändnis konnte der Magiſtrat
an den Tag legen o war der Ausklang der Diskuſſion. Des wei-
terten machte der Vorſihende betannt, daß am Sonntag, den
19. J n Wittenberg eint Kreiskonferenz ſtattfindet. Unter
Berſchebenes beſpricht Kam. Schmidt die Zuſtände der Für-
ſorgeſtellen und BVerſorgungsömter und weiſt an Hand von Be-
richten nach daß endlich die ſaotlichen Stellen eingreifen müß-
ten. Der Reichs bund wird alles tun, um dieſe Uebelſtände zu he
ſeitigen lle anderen Reoner bringen Klagen vor und der Ar-

beruht t Regelung zu. Hierauf Schluß der Verſammlung

J Torgau Liebenwerda.
lkenberg. Proteſtverſammlung der 2545243ein zän ehemali Krieg än.

Vereinigung hatte zum Proteſt aufgerufen. Eine Anzahl Vereine
waren dieſem Rufe gefolgt. Uns Sozialiſten fiel es r, an
dieſem Umzug teilzunehmen. mmandoſtimmen, Kriegervereins-
e und l. dü dazu n ſein, die Entente,beſonders das chauvin a rankreich, das vom gleichen mili
tariſtiſchen Taumel befallen iſt wie unſere Nationaliſten aller
Schattierungen, zu bewegen er rauszueben. Die W trede ſelbſt hielt ein Redner vom Landesver-

nd Sachſen-Thüringen aus ißenfels. Er fand Worte die zu
Herzen gingen, hat er doch ſe ange Zeit in Gefangenſchaft
chmachtet. Der militäriſche Auftakt obenſtehender Vereine Fg te
edenfalls nicht der Proteſtrede und der angenommenen Re

iution. Wir wünſchen, daß recht bald der letzte Gefangene in die
Heimat zurückkehrt Der Blumentag, der zum Beſten eines Gefan-
genen abgehalten wurde, dürfte eine anſehnliche Summe ein
gebracht haben.

Falkenberg. Einweihung des Bades „Volks-
wohl.“ Der Wettergott war den Waſſerfreunden am Sonnta
nicht wohlgeſinnt. Trotzdem hatten es ſich die Freunde des Waſ
ſerſportes nicht nehmen laſſen, in Maſſen hinauszuwandern, um
an der Einweihung des neuen Heimes teilzunehmen. Direktor
Ziegler, der Vorſitzende des die Feſtrede. Erſchilderte die Gründung des Vereins, die Schwierigkeiten die der
ſibe zu überwinden hatte, ehe das, was heute geſchaffen iſt, derOeffentlichkeit überge werden konnte. Nun ſteht das neue
deim im e da, bereit unſere Jugend zu ſtählen und

ranken Heilung zu geben. Er übergab es durch Handſchlag der
Oeffentlichkeit, der Gemeinde, dem Gemeindevorſteher. Bürger-
meiſter udolph dankte famt der Gemeindevertretung dem
Vereine und ſeinem Vorſtand. Nachdem Vorſitzende der Tor
gauer Sportvereinigung einige Worte der Freude an die Anwe
ſenden gerichtet r zeigten die Waſſerſportler ihr Können.Erog Kälte und 7 tummelten ſich die Torgauer wie die Fal-
kenberger Schwimmtundigen im großen Teich. Die Torgauer
zeigten manches, was die Falkenberger noch nicht W tten.Hoch als das Wettſchwimmen begann, zeigten auch die lken
berger ihr Können. Hier ſie, 72 auch die gatrenvernauf der 2 e waren. Das ſſerballſpiel endete mit 1 1. Ein
Etfoig für Falkenberg, da die Falkenberger Mannſchaft noch za
jungen Datums iſt. Daß auch der Humor nicht zu kurz kam, iſt
en n denn die Lachmuskeln traten i römenden

egens in Tätigkeit, als der „Waſſerſcherz“ zur Ausführung kam.
Das Programm kam des ſchlechten tters wegen nicht ganz zur
Ausführung. Aber alle waren des Geſehenen voll zufrieden. uch
wir wünſchen dem Verein ein weiteres Blühen und Gedeihen,
denn zur Volksgeſundheit iſt dieſe Arbeit des Schweißes der Edlen
wert.

Uebiganu. Stadtverordnetenſitung. Jn der am
Montag ſtattgefundenen Sitzung ſtanden 6 Punkte zur Erledigung.
1. Die Riederſchrift wird verleſen und angenommen. 2. Der
Kaſſenbericht der Stadtkaſſe wird zur Einſichtnahme vorgelegt.3. Pie Hundeſteuer wird erböht; es wird künftig erhoben für
jeden Hofhund pro Jahr 10 Mark, für Luxusbunde 30 Mark. Zu
4.: Der infolge des Konfliktes zwiſchen Magiſtrat und Stadt-
verordnetentollegium in der Einreihung des Polizeiwachtmeiſters
um Entſcheidung angerufene Bezirksausſchuß hat entſchieden, daß
der Polizeiwachtmeiſter entſprechend dem Beſchluß der Stadtver-
ordneten in Sie III einzureihen iſt. (Der Magiſtrat hatte
Klaſſe IV beſchloſſen.) Zu 5.: Gemeindedarlehen zu RNeubauten,
werden gewährt an Koppatz, Woigk und Eger. Zu 6: Verſchie-
denes, kritiſiert Stv. Gen. Mannke in energiſcher Weiſe das un
erhörte Verhalten des Bürgermeiſters in hnungsangelegen
heiten. Der Bürgermeiſter wird gegen dieſe Angriffe vom Vor
teher in Schutz genommen. Alsdann beantragt Gen. Mannke die
nlage einiger neuer Straßenlampen. Der Antrag wird der

Baukommiſſion zur Erledigung überwieſen. Schluß der Sitzung
11.30 Uhr.

C. K., Obereichſtädt. Sie ſind nicht berechtigt, rückwirkend
Erhöhung des Mietzinſes zu verlangen. Die Höhe des prozen
tualen Aufſchlages kann hier nicht angegeben werden, da er in
jeder Kommune und jedem Kommunalverband verſchieden iſt.
Genaue Auskunft erhalten Sie auf dem Mieteinigungsamt des
Kreiſes Querfurt. Beſten Dank für die überſandten 5 Mark.

S. C. Zunächſt iſt die Mutter des gefallenen Sohnes altein
erbberechtigt vor der Großmutter und könnte deshalb auf Heraus-
gobe des Nachlaſſes und auf r von Veräußerungen aus
dem Nachlaſſe klagen. Dagegen könnte die Großmutter ihrerſeits
guf Rückerſtattung gehabter Koſten klagen, was wohl Erfolg

ben dürfte, wenn die Angaben der Großmutter auf Wahrheitha
beruhen.

E. W. Bitterfeld. Nach Jhrer Angabe haben ſich die Ehe
gatten gegenſeitig ſowie ihre Kinder oder deren Abkömmlinge als
Erben eingeſetzt dergeſtalt, daß der Letzlebende den Beſitz, die
Verwaltung und den RNießbrauch am Nachlaſſe des Zuerſtverſter-
benden behält und berechtigt ſein ſoll, über die Subſtanz desſelben
ig jeder r ftei unter Lebenden zu verfügen. Ausdrütk-
lich iſt im Teſtamente geſagt, daß nach dem Tode des Lethztleben-
den die Kinder oder deren Abkömmlinge erben ſollen, s noch
übrig iſt. Der überlebende Ehegatte hat nun ohne Zuſtim
wung der Kinder oder der Abkömmlinge eines verſtorbenen Kin-
des das zum Nachlaſſe gehörige Haus verkauft. Sie fragen: Kön
nen Schritte gegen dieſe Abmachung unternommen werden?

Antwort: Rach dem Teſtamente iſt der überlebende Ehe
atte befteiter Vorerbe, die Kinder oder deren Abkömmlinge

Racherben. Von der Vorſchrift des 5 2113 B. G. B., wonach die
Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes
Grundſtück im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit un
wirkſam iſt, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder be
einträchtigen würde, iſt der Vorerbe ausdrücklich im Teſtamente
befreit, was nach g. 2136 B. G. B. zuläſſig iſt. Wenn alſo ſonſt
der Vertrag den entſprechen za olen iſt, kön
nen die Erben den Kaufverkrag nicht ohne Zuſtimmung
des Käufers rückgängig machen, insbeſondere können die Nach-
erben nicht gegen den überlebenden Ehegatten oder den Grund-
ſtückskäufer Schritte unternehmen deshalb, weil ſie nicht zuge-
ſtimmt haben.

unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtei pro Zetle
Pfg. Im BVereinsanzetiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,

geweriſchaſtlichen u. politiſchen Organiſationen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

ttſtedt Sonnabend, den 25. Juni, abends 8 u im „Ralskeller“He öffentliche Volknoverſammiung. Redner: Direktor
Genoſſe Schmidt, Gröbers. Sorgt für Maſſenbeſuch.

Die Ortokeitung.
R mbur Mittwoch, den 23. Junti, abends 6 Uhr, im „SchltzenII haus ehr wichtige Sitzung. Beſtimmt u

erſcheinen haben Unterbe, irkevorſtand, Ortsvereinsvorſtand, Stadträte,
Stadtverordnete, Gemeindevertreter u. Kreistagsabgeordnete, Unter

kaſſterer, die t der Agitanonsausſchuß. Parteigenoſſinnen und Parteigenoſſen die gewillt ſind, ſich an der Agitalton

zu beteiligen. er Vorſtand.Witt h Mittwoch, den 22. Juni, abends 8 Uhr, Familienen erg. abend im Bereinslokal bei Muth. Jugend ſowie
Muſikinſtrumente ſind mitzubringen.

Der Vorſtand.
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